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GESETZENTWURF 
 
der Landesregierung 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zum Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rund-
funkrechtlicher Staatsverträge (Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 
 

 

 
 

 

 

 

 

 

 
A Problem und Ziel 

 
Zu Artikel 1 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Rundfunkstaatsvertrag) 

 

Aufgrund der jüngeren Finanzrechtsprechung zur Unternehmereigenschaft der juristischen 

Personen öffentlichen Rechts war zu befürchten, dass die derzeit bestehende Nicht-Steuer-

barkeit von Kooperationen zwischen den Rundfunkanstalten im Rahmen ihres öffentlich-

rechtlichen Auftrags nicht mehr aufrechterhalten bleibt. Im Hinblick auf den neu eingeführten 

§ 2b Umsatzsteuergesetz bedarf es im Rundfunkstaatsvertrag einer Klarstellung, dass Koope-

rationen, die der Erfüllung des gesetzlich vorgegebenen Auftrags der Rundfunkanstalten 

dienen, weiterhin nicht steuerbar bleiben.  

 

Bisher stellen ARD und ZDF in ihren Geschäftsberichten nicht den Umfang der Auftrags- 

und Koproduktionen dar. Eine Norm hierzu ist im Rundfunkstaatsvertrag bisher nicht vor-

handen.  

 

Die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder hatten im Oktober 2014 

beschlossen, ARD und ZDF mit einem Jugendangebot im Internet zu beauftragen. Das neue 

Jugendangebot muss durch eine Norm im Rundfunkstaatsvertrag beauftragt werden.  

 

Die Berichterstattung der Landesrechnungshöfe in Rundfunkangelegenheiten ist bisher nicht 

einheitlich geregelt. Dies führt vor allem in Mehr-Länder-Anstalten zu Unstimmigkeiten je 

nachdem, welcher Landesrechnungshof die Federführung innehat.  
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Zu Artikel 2 und 3 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (ZDF-Staatsvertrag 
und Deutschlandradio-Staatsvertrag) 

 

In § 30 Absatz 3 Satz 1 ZDF-Staatsvertrag und § 30 Absatz 3 Satz 1 Deutschlandradio-

Staatsvertrag ist das Verfahren zu den Berichten der Landesrechnungshöfe geregelt. Hinter-

grund dieser Einzelregelungen war, dass es keine Regelung zum Verfahren im Rundfunk-

staatsvertrag gibt.  

 

 
Zu Artikel 4 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Rundfunkbeitragsstaats-
vertrag) 

 

Mit dem von den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder zwischen dem 

15. und 21. Dezember 2010 unterzeichneten 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrag, der in 

seinen wesentlichen Bestimmungen zum 1. Januar 2013 in Kraft getreten ist, wurde das 

Finanzierungssystem für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk auf eine neue Grundlage 

gestellt. Mit der Umstellung wurde der bisherige Gerätebezug der früheren Rundfunkgebühr 

aufgegeben; stattdessen wurden als neue Anknüpfungspunkte für die Veranlagung mit dem 

neuen Rundfunkbeitrag dem Grundsatz nach Raumeinheiten, nämlich die Wohnung für den 

privaten Bereich und die Betriebsstätte und das Kraftfahrzeug im nicht privaten Bereich 

gewählt. Darüber hinaus wurde die vollständige Beitragsbefreiung von Menschen mit 

bestimmten Behinderungen auf der Grundlage der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 

aufgegeben und stattdessen für diesen Personenkreis eine Privilegierung (Reduzierung der 

Rundfunkbeitragspflicht auf ein Drittel) eingeführt. Das Befreiungssystem mit der 

Anknüpfung an das Vorliegen bestimmter Sozialleistungsbescheide wurde beibehalten, wobei 

die Befreiungsmöglichkeiten im Rahmen der Härtefallregelung ausgeweitet wurden.  

 

Mit der Reform der Rundfunkfinanzierung wurden verschiedene Ziele verknüpft: 

 

- Etablierung eines zeitgemäßen Finanzierungssystems für den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk, das der Konvergenz der Medien Rechnung trägt.  

- Stabilisierung der Rundfunkbeitragserträge der Rundfunkanstalten. 

- Stabilisierung des Rundfunkbeitrags seiner Höhe nach. 

- Beibehaltung der bisherigen sektoralen Verteilung des Rundfunkbeitragsaufkommens auf 

private Haushalte, die Privatwirtschaft und die öffentliche Hand. 

- Abbau der Kontrollintensität des Systems zur Rundfunkfinanzierung. 

- Verbesserung des barrierefreien Angebots im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 

 

Diese Erwartungshaltung der Länder wurde in einer Protokollerklärung aller Länder zum 

Ausdruck gebracht, wobei insbesondere in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen des 

Modellwechsels eine Evaluierung des Rundfunkbeitrags unter Mitwirkung einer unabhän-

gigen Stelle vereinbart wurde. 

 

Im Februar 2013 wurde die DIW Econ, ein Consulting-Tochterunternehmen des Deutschen 

Instituts für Wirtschaftsforschung in Berlin, mit der unabhängigen, externen Begleitung des 

Evaluationsprozesses beauftragt. Gemeinsam mit der DIW Econ wurde ein Evaluierungskon-

zept erarbeitet, mit dem die über den Beitragsservice verfügbaren Daten ausgewertet wurden. 

Daneben wurden die Ertragsprognosen der Anstalten sorgfältig verfolgt, Erhebungsverfahren 

auf statistische Zuverlässigkeit überprüft und die Ergebnisse hinsichtlich ihrer statistischen 

Signifikanz und ihrer Plausibilität bewertet. 
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Wesentliche Ergebnisse der Evaluierung sind: 

 

- Alle bisherigen gerichtlichen Entscheidungen haben die Verfassungsmäßigkeit des Rund-

funkbeitrags bestätigt.  

- Die von den Ländern an die Reform der Rundfunkfinanzierung gestellten Erwartungen 

wurden erfüllt. Die Erträge der Rundfunkanstalten konnten stabilisiert werden. Aufgrund 

der gestiegenen Einnahmen konnte der Rundfunkbeitrag sogar um 48 Cent/Monat gesenkt 

werden. Gleichzeitig hat sich die sektorale Verteilung der Belastung mit dem Rundfunk-

beitrag zwischen Privathaushalten, Wirtschaft und öffentlicher Hand nicht wesentlich ver-

schoben.  

- Bei der Überprüfung der Veranlagung betrieblich genutzter Kraftfahrzeuge konnte festge-

stellt werden, dass die Abschaffung der Beitragspflicht oder eine nach Betriebsstätten-

staffeln gestufte Freistellung weiterer Kraftfahrzeuge Mindereinnahmen von bis zu circa 

300 Millionen Euro bedeuten würden und damit nicht beitragsneutral umsetzbar sind. Der 

Gesamtertrag durch die Veranlagung von Kraftfahrzeugen beläuft sich auf circa 

300 Millionen Euro pro Jahr, das heißt rund 1,2 Milliarden Euro pro Beitragsperiode, was 

einem Anteil am Rundfunkbeitrag von etwa 0,75 Euro entspricht. Betriebsstätten (ohne 

Kraftfahrzeuge und ohne privilegierte Einrichtungen) erbrachten im Jahr 2014 demgegen-

über lediglich 374,3 Millionen Euro. Dies bedeutet, dass bei einer “Verschiebung” des 

Beitragsaufkommens aus der Veranlagung betrieblich genutzter Kraftfahrzeuge in die 

Betriebsstättenstaffel die Belastung dort fast verdoppelt werden müsste, was insbesondere 

zulasten von Kleinstbetriebsstätten ginge. Auch im Fall der Freistellung weiterer Kraft-

fahrzeuge würde die Kompensation der Mindereinnahmen durch eine Erhöhung der 

Belastung der Betriebsstätten innerhalb der untersten Staffel zu erheblichen Zusatzbelas-

tungen führen und damit insbesondere Kleinstunternehmen treffen. 

- Der Aufwand des Beitragseinzugs beim zentralen Beitragsservice und in den Landesrund-

funkanstalten soll planmäßig bis Ende 2016 um insgesamt 20 Prozent reduziert werden. 

Maßgeblicher Faktor der Aufwandsreduzierung ist hierbei der nahezu vollständige Abbau 

des sogenannten Beauftragtendienstes der Landesrundfunkanstalten bis zum Jahr 2016. 

- Im Bereich des Datenschutzes wurden in Konkretisierung der staatsvertraglichen Daten-

schutzvorgaben in den Rundfunkbeitragssatzungen der Rundfunkanstalten deutlich stren-

gere Vorgaben formuliert als dies im Staatsvertrag angelegt ist. Damit wurde vielen Forde-

rungen der Datenschutzbeauftragten der Länder auf untergesetzlicher Ebene Rechnung 

getragen.  

- Der einmalige Meldedatenabgleich wurde reibungslos und erfolgreich durchgeführt. Durch 

den einmaligen Meldedatenabgleich und die hierdurch ausgelösten Direktanmeldungen 

konnten bis Ende 2014 netto 3,6 Millionen neue Beitragskonten (4,1 Millionen Direkt-

anmeldungen abzüglich 0,5 Millionen Abmeldungen/Löschungen) generiert werden.  

- Die barrierefreien Angebote des öffentlich-rechtlichen Rundfunks sind seit der Einführung 

des neuen Rundfunkbeitrags deutlich ausgeweitet worden. 
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Zu Artikel 5 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Jugendmedienschutz-
staatsvertrag) 

 

Die letzte Änderung des Jugendmedienschutzstaatsvertrages, die die Regierungschefinnen 

und Regierungschefs der Länder am 10.06.2010 beschlossen hatten (14. Rundfunkänderungs-

staatsvertrag), sollte Anfang 2011 in Kraft treten. Die geplante Novellierung wurde seit den 

Anfängen heftig diskutiert und kritisiert und scheiterte letztendlich an der Ablehnung des 

Landes Nordrhein-Westfalen im Dezember 2010. Kern der Änderung war die Einführung 

einer freiwilligen Alterskennzeichnung der Netzinhalte durch die Anbieter, welche in Kombi-

nation mit Jugendschutzprogrammen, die von Eltern installiert werden können, altersungeeig-

nete Inhalte filtert und sperrt.  

 

Der Jugendmedienschutzstaatsvertrag entspricht nicht mehr den Erfordernissen einer konver-

genten Medienwelt. Grundlegende Anforderungen an Jugendschutzprogramme fehlen und die 

Zuständigkeiten bei der Anerkennung zwischen Freiwilligen Selbstkontrollen und der Kom-

mission für Jugendmedienschutz der Landesmedienanstalten sind nicht sachgerecht aufgeteilt. 

Zudem ist die Arbeit der von den Landesjugendschutzbehörden eingerichteten Stelle „Jugend-

schutz.net“ nicht dauerhaft gesichert.  

 

 
B Lösung 

 
Zu Artikel 1 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Rundfunkstaatsvertrag) 

 

Der neue § 11 Absatz 3 soll gegenüber der Finanzverwaltung und Finanzrechtsprechung ver-

deutlichen, dass sich die Kooperationen zwischen den Rundfunkanstalten im Rahmen des 

öffentlich-rechtlichen Auftrags und somit im hoheitlichen Bereich bewegen. Es handelt sich 

um eine klarstellende Ergänzung.  

 

Durch § 11e Absatz 3 haben ARD und ZDF zukünftig in ihren Geschäftsberichten den 

Umfang der Produktionen mit von diesen gesellschaftsrechtlich abhängigen und unabhän-

gigen Produktionsunternehmen darzustellen. Hierdurch wird die Transparenz zur Auftrags-

situation von ARD und ZDF erhöht.  

 

Der neue § 11g schafft die gesetzliche Grundlage für das Jugendangebot von ARD und ZDF. 

Die interaktive Kommunikation mit den Nutzerinnen und Nutzern („Partizipation“) wurde 

normiert. Die 7-Tage-Regelung wurde zwar aufgehoben, jedoch ist für Spielfilme und Serien, 

die keine Auftragsproduktionen sind, eine eng bemessene Verweildauer vorzusehen. Damit 

soll einem negativen Einfluss auf den Beschaffungsmarkt entgegengewirkt werden. Presse-

ähnliche Angebote sowie ein eigenständiges Hörfunkprogramm sind unzulässig. Die 

Berichtspflicht von ARD und ZDF ist ausgeweitet worden, damit die Transparenz bei der 

Angebotsgestaltung und inzident die Mittelverwendung verbessert wird.  

 

Die als Anlage beigefügte Negativliste zu § 11g orientiert sich an der Negativliste für die 

Telemedienangebote von ARD und ZDF im Rundfunkstaatsvertrag. Verboten sind demnach 

zum Beispiel Ratgeberrubriken, Spieleangebote, Fotodownload und Veranstaltungskalender 

ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendangebot. 

  



Landtag Mecklenburg-Vorpommern - 6. Wahlperiode Drucksache 6/5274 

  

 5 

 

Mit dem neu eingefügten § 14a wird die Berichterstattung der Landesrechnungshöfe in Rund-

funkangelegenheiten einheitlich geregelt. Die Zuständigkeit für die in § 14a geregelte 

Berichterstattung des Landesrechnungshofs folgt dem Prüfungsrecht, das für die Landesrund-

funkanstalten im jeweiligen Landesrecht sowie für das ZDF und für das Deutschlandradio in 

den jeweiligen Staatsverträgen geregelt ist. 

 

 
Zu Artikel 2 und 3 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (ZDF-Staatsvertrag 
und Deutschlandradio-Staatsvertrag) 

 

Die Änderungen von § 30 Absatz 3 Satz 1 ZDF-Staatsvertrag und § 30 Absatz 3 Satz 1 

Deutschlandradio-Staatsvertrag sind eine zwingende Folgeänderung, durch die Änderung von 

§ 14a im Rundfunkstaatsvertrag. Die einheitliche Regelung im Rundfunkstaatsvertrag führt 

dazu, dass es keiner Einzelregelungen mehr bedarf.  

 

 
Zu Artikel 4 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Rundfunkbeitragsstaats-
vertrag) 

 

Aus den Ergebnissen der Evaluierung folgt sowohl in rechtlicher Hinsicht als auch mit Blick 

auf die festgestellten wirtschaftlichen Auswirkungen kein Handlungsbedarf in Richtung einer 

grundlegenden Anpassung der Anknüpfungstatbestände für den Rundfunkbeitrag. Das Rund-

funkbeitragssystem ist in rechtlicher Hinsicht bestätigt worden und hat überdies die Erwar-

tungen der Länder erfüllt (Beitragsstabilität, keine wesentlichen sektoralen Verschiebungen in 

der Beitragsbelastung, Reduzierung der Kontrollintensität).  

 

Folgende Maßnahmen sind aufgrund der Evaluierung vorzunehmen: 

 

- Einführung eines Wahlrechts im nicht privaten Bereich zur Berechnung der Veranlagung 

einer Betriebsstätte entweder nach der Zahl der Beschäftigten nach Köpfen oder nach 

sogenannten Vollzeitäquivalenten. 

- Reduzierung der Veranlagung privilegierter Einrichtungen auf einen Drittelbeitrag. 

- Erstreckung der der Antragstellerin oder dem Antragsteller gewährten Befreiung 

beziehungsweise Ermäßigung innerhalb der Wohnung auf Kinder der Antragstellerin oder 

des Antragstellers, der Ehegattin oder des Ehegatten oder der eingetragenen Lebenspart-

nerin beziehungsweise des eingetragenen Lebenspartners bis zur Vollendung des 

25. Lebensjahrs. 

- Verlängerung der Befreiungszeiträume um ein Jahr, wenn eine Befreiung aus demselben 

Befreiungsgrund über zwei Jahre Bestand hat. 

- Nachweis der Befreiungs- beziehungsweise Ermäßigungsvoraussetzungen durch einfache 

Kopie der behördlichen Bestätigung beziehungsweise des Leistungsbescheids. 

- Übernahme der konkretisierten datenschutzrechtlichen Regelungen der Satzungen der 

Rundfunkanstalten in den Rundfunkbeitragsstaatsvertrag. 

- Aussetzung der Befugnis zum Adressankauf und zur Vermieterauskunft, stattdessen 

gesetzliche Verankerung eines weiteren vollständigen Meldedatenabgleichs im Rundfunk-

beitragsstaatsvertrag. 
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Zu Artikel 5 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages (Jugendmedienschutz-
staatsvertrag) 

 

Die Novellierung des Jugendmedienschutzstaatsvertrages bietet die Chance, den gesetzlichen 

Jugendmedienschutz stärker an den Anforderungen der Praxis auszurichten. So wird die 

gegenseitige Anerkennung von Prüfungsentscheidungen zu inhaltsgleichen oder im Wesent-

lichen inhaltsgleichen Angeboten die Planungssicherheit für Inhalteanbieter erheblich verbes-

sern und einen wesentlichen Kritikpunkt an der bestehenden Regelung ausräumen. Die Kon-

kretisierung der Anforderungen an Jugendschutzprogramme im Staatsvertrag hilft den Ent-

wicklern und bietet so einen verlässlichen Rahmen für die Zulassung dieser Programme durch 

die Freiwilligen Selbstkontrollen. Damit bekommt der technische Jugendmedienschutz einen 

stabilen regulatorischen Rahmen, der die Verbreitung von Jugendschutzprogrammen stützen 

wird – zum Nutzen von Eltern und Kindern. 

 

Die wesentlichen Eckpunkte lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 

- Anpassung der Altersstufen für entwicklungsbeeinträchtigende Angebote an das Jugend-

schutzgesetz des Bundes, § 5 Absatz 1. 

- Gegenseitige Durchwirkung von Entscheidungen der Freiwilligen Selbstkontrollen des 

Bundes und der Länder, § 5 Absatz 2. 

- Stärkung des technischen Jugendmedienschutzes, § 5 Absatz 3 in Verbindung mit § 11.  

- Informationspflicht der Anbieter zu ihren Jugendschutzbeauftragten, § 7.  

- Stärkung der Rolle der Freiwilligen Selbstkontrollen bei der Beurteilung der Eignung von 

Jugendschutzprogrammen, § 11. 

- Ermöglichung von Modellversuchen zur Förderung des technischen Jugendmedien-

schutzes, § 11 Absatz 6. 

- Sicherung der dauerhaften Finanzierung von „Jugendschutz.net“, § 18 Absatz 1. 

- Erweiterung der Zuständigkeiten der Freiwilligen Selbstkontrollen, § 19a. 

 

Damit der Neunzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag mit diesen Änderungen der rund-

funkrechtlichen Staatsverträge in Kraft treten kann, bedarf es gemäß Artikel 47 Absatz 2 der 

Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern der Zustimmung des Landtages zum 

Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag in Form des beiliegenden Zustimmungs-

gesetzes. 

 

 
C Alternativen 

 

Keine. 

 

 
D Notwendigkeit (§ 3 Absatz 1 Satz 1 GGO II) 

 

Die Regelung kann nur durch einen Staatsvertrag getroffen werden. 

 

Gemäß Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern bedarf der 

Neunzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag zu seinem Inkrafttreten der Zustimmung des 

Landtages in Form eines Gesetzes. 
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E Finanzielle Auswirkungen auf die Haushalte des Landes und der Kommunen 

 

1 Haushaltsaufwand ohne Vollzugsaufwand 
 

Die Reduzierung der Veranlagung privilegierter Einrichtungen auf einen Drittelbeitrag im 

Rundfunkbeitragsstaatsvertrag wirkt sich auch positiv auf die Haushalte des Landes und der 

Kommunen aus. 

 

 

2 Vollzugsaufwand 
 

Keiner. 

 

 
F Sonstige Kosten 

 

Keine. 

 

 
G Bürokratiekosten 

 

Keine.  
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DER MINISTERPRÄSIDENT Schwerin, den 16. März 2016 
DES LANDES 
MECKLENBURG-VORPOMMERN 

 

 

 

 

 

An die 

Präsidentin des Landtages 

Mecklenburg-Vorpommern 

Frau Sylvia Bretschneider 

Lennéstraße 1 

 

19053 Schwerin 

 

 

 

 

 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes zum Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunk-

rechtlicher Staatsverträge (Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

 

als Anlage übersende ich Ihnen den von der Landesregierung am 15. März 2016 beschlos-

senen Entwurf des vorbezeichneten Gesetzes mit Begründung.  

 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Landtages herbeizuführen. 

 

Federführend ist die Staatskanzlei. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 
Erwin Sellering 
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ENTWURF 
 
eines Gesetzes zum Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrecht-
licher Staatsverträge (Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  
 

 

 

 

 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

 
Artikel 1 

Zustimmung zum Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

 

Dem zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bayern, dem Land Berlin, dem 

Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem 

Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vorpommern, dem Land Niedersachsen, dem Land 

Nordrhein-Westfalen, dem Land Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem 

Land Sachsen-Anhalt, dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen unter-

zeichneten Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 

(Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) wird zugestimmt. Der Neunzehnte Rund-

funkänderungsstaatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Es tritt am 1. Oktober 2016 

außer Kraft, wenn die Bedingung des Absatzes 2 Satz 1 nicht eingetreten ist. Das Außerkraft-

treten wird im Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern bekannt 

gegeben. 

 

(2) Nach Maßgabe seines Artikels 6 Absatz 2 Satz 1 tritt der Neunzehnte Rundfunkände-

rungsstaatsvertrag mit Ausnahme von Artikel 4 am 1. Oktober 2016 in Kraft, wenn bis zum 

30. September 2016 alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der oder des Vorsit-

zenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt worden sind. Nach Artikel 6 Absatz 2 

Satz 2 des Neunzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrages tritt Artikel 4 des Neunzehnten 

Rundfunkänderungsstaatsvertrages zum 1. Januar 2017 in Kraft. Das Inkrafttreten wird im 

Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern bekannt gegeben. 
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Begründung 
 
zum Entwurf eines Gesetzes zum Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrecht-
licher Staatsverträge (Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)  

 

 
Zu Artikel 1 

 

Die Bestimmung sieht die nach Artikel 47 Absatz 2 der Verfassung des Landes Mecklenburg-

Vorpommern erforderliche Zustimmung des Landtages vor. Nach Zustimmung durch den 

Landtag sowie Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 

sind die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass der Neunzehnte Rundfunkänderungsstaats-

vertrag mit seinem Inkrafttreten Gesetzeskraft erlangen kann. 

 

 
Zu Artikel 2 

 

Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes. Dieser ist auf den Tag 

nach seiner Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 

festgelegt. Für den Fall, dass der Neunzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag mangels Rati-

fizierung durch alle Bundesländer sowie Hinterlegung der Ratifikationsurkunden der Länder 

bis zum 30. September 2016 bei der Staatskanzlei der oder des Vorsitzenden der Ministerprä-

sidentenkonferenz gegenstandslos wird, ist auch die Fortgeltung dieses Gesetzes entbehrlich. 

Daher wird für diese Alternative das Außerkrafttreten geregelt. 

 

In Absatz 2 wird auf das Datum des Inkrafttretens des Neunzehnten Rundfunkänderungs-

staatsvertrages hingewiesen. Artikel 6 Absatz 2 Satz 1 des Neunzehnten Rundfunkänderungs-

staatsvertrages sieht vor, dass dieser mit Ausnahme des Artikels 4 am 1. Oktober 2016 in 

Kraft tritt. Nach Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 wird Artikel 4 erst zum 1. Januar 2017 in Kraft 

treten. 

 

Die Tatsache, dass der Staatsvertrag in Kraft getreten ist, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt 

für Mecklenburg-Vorpommern bekannt zu geben. 
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Begründung 
 
zum Neunzehnten Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge vom 3. bis 
7. Dezember 2015 (Neunzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

 

 
A. Allgemeines 

 
Zielsetzungen  

 

Durch Artikel 1 wird der Rundfunkstaatsvertrag geändert. Die Änderungen umfassen zum 

einen die für die umsatzsteuerrechtliche Bewertung relevante Klarstellung, dass die öffent-

lich-rechtlichen Rundfunkanstalten zur Erfüllung ihres Auftrages zusammenarbeiten und dass 

sie die Zusammenarbeit in öffentlich-rechtlichen Verträgen regeln können. Zum anderen 

betreffen die Änderungen die Reform der Fernsehspartenprogrammstruktur von den in der 

ARD zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten (ARD) und des Zweiten Deutschen Fern-

sehens (ZDF) sowie redaktionelle Anpassungen an die Programmnamen der Fernsehsparten-

programme in § 11b des Rundfunkstaatsvertrages. Zugunsten einer Beauftragung eines 

onlinebasierten Jugendangebots entfallen zudem die Fernsehspartenprogramme „ZDFkultur-

kanal“ und „EinsPlus“.  

 

Hinsichtlich des Jugendangebots fassten die Regierungschefinnen und Regierungschefs der 

Länder in ihrer Jahreskonferenz vom 15. bis 17. Oktober 2014 den Beschluss „Jugendangebot 

und Spartenkanäle ARD/ZDF“. Sie beschlossen, ARD und ZDF mit einem gemeinsamen 

Jugendangebot im Onlinebereich zu beauftragen. Zur Umsetzung dieses Beschlusses nahm 

die Rundfunkkommission auf Ebene der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanz-

leien der Länder am 17. Juni 2015 das Angebotskonzept der ARD und des ZDF sowie die 

begleitenden Beschlüsse des Rundfunkrats des Südwestrundfunks (SWR) und des Fernsehrats 

des ZDF sowie den Entwurf des § 11g des Rundfunkstaatsvertrages einschließlich des Ent-

wurfs einer Anlage zu § 11g Abs. 5 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages („Negativliste“) zur 

Kenntnis. Die Rundfunkkommission erteilte den Auftrag, hierzu ein offenes Konsultations-

verfahren durchzuführen. Im Rahmen des offenen Konsultationsverfahrens wogen die Länder 

die voraussichtlichen Marktauswirkungen des neuen Jugendangebots mit dem Wert des 

Jugendangebots für die Gesellschaft ab. Dabei bezogen sie insgesamt 42 schriftliche Stel-

lungnahmen in den Abwägungsprozess ein und führten ein Fachgespräch durch, an dem Ver-

bände privater Medienanbieter und Vertreter von ARD und ZDF teilnahmen. Ferner berück-

sichtigten die Länder ein von ARD und ZDF beauftragtes wissenschaftliches Gutachten zu 

den voraussichtlichen Marktauswirkungen des Jugendangebots, das zu dem Ergebnis kam, 

dass nur geringe Auswirkungen für private Medienanbieter zu erwarten seien. Vor diesem 

Hintergrund stellten die Länder in dem von ihnen veröffentlichten Abschlussbericht über das 

offene Konsultationsverfahren fest, dass das im Rahmen des offenen Konsultationsverfahrens 

bestätigte gesellschaftliche Bedürfnis überwiegt. Die staatsvertragliche Beauftragung wurde 

bei der Jahreskonferenz der Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder vom 7. bis 

9. Oktober 2015 beschlossen. Der neue § 11g Abs. 1 Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages 

beauftragt daher die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das 

ZDF mit einem gemeinsamen Jugendangebot für die Zielgruppe junger Menschen. Inhaltliche 

Elemente des Jugendangebots sind Rundfunk und Telemedien im Sinne des Rundfunkstaats-

vertrages. Das Jugendangebot darf nur im Internet verbreitet werden.  
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Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF werden mit 

einem neuen Medienangebot eigener Art beauftragt, das durch seine ausschließliche Verbrei-

tung im Internet der fortgeschrittenen Konvergenz der Medien und den Nutzungsgewohn-

heiten junger Menschen entspricht. Es soll die demokratischen, sozialen und kulturellen 

Bedürfnisse der Gesellschaft - insbesondere der jungen Zielgruppe - erfüllen und damit einen 

Beitrag dazu leisten, dass das Gesamtangebot von ARD und ZDF zukünftig in größerem 

Umfang als derzeit generationenübergreifend genutzt wird. Durch die Beauftragung mit dem 

neuen Jugendangebot erfolgt keine Ausweitung des öffentlich-rechtlichen Gesamtangebots, 

da zugleich zwei Fernsehspartenprogramme eingestellt werden. Im Rahmen der Entscheidung 

über die Beauftragung haben ARD und ZDF eine finanzielle Selbstverpflichtung im Sinne des 

§ 1 Abs. 2 Satz 2 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages abgegeben, die Aufwendungen 

für das Jugendangebot auf 45 Mio. € jährlich zu begrenzen.  

 

Mit Artikel 4 werden einzelne Änderungen am Rundfunkbeitragsstaatsvertrag vorgenommen, 

der im Zuge des 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages in seinen wesentlichen Bestim-

mungen zum 1. Januar 2013 in Kraft getreten ist. Die grundlegende Struktur des Rundfunk-

beitragsstaatsvertrages bleibt unberührt. Mit dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag wurde das 

Finanzierungssystem für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch Aufgabe der geräte-

abhängigen Rundfunkgebühr und die Veranlagung mit dem neuen Rundfunkbeitrag nach 

Raumeinheiten im privaten Bereich und durch die Veranlagung nach Betriebsstätten, 

Beschäftigten und Kfz im nicht privaten Bereich auf eine neue Grundlage gestellt.  

 

Mit der Reform der Rundfunkfinanzierung wurden verschiedene Ziele verknüpft. Neben der 

Etablierung eines zeitgemäßen Finanzierungssystems für den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk, das der Konvergenz der Medien Rechnung trägt, sollten insbesondere auch die Rund-

funkbeitragserträge der Rundfunkanstalten wie auch der Rundfunkbeitrag seiner Höhe nach 

stabilisiert und hierbei die bisherige sektorale Verteilung des Rundfunkbeitragsaufkommens 

auf private Haushalte, die Privatwirtschaft und die öffentliche Hand beibehalten werden. 

Diese Erwartungshaltung wurde in einer Protokollerklärung aller Länder zum Ausdruck 

gebracht, wobei insbesondere in Bezug auf die finanziellen Auswirkungen des Modell-

wechsels eine Evaluierung des Rundfunkbeitrags unter Mitwirkung einer unabhängigen Stelle 

vereinbart wurde.   

 

Auf Grundlage der Protokollerklärung haben die Länder ein Consulting-Unternehmen mit der 

externen Begleitung des Evaluationsprozesses beauftragt und mit ihm gemeinsam ein Eva-

luierungskonzept erarbeitet. Im Rahmen des Evaluierungsprozesses wurden unter anderem die 

über den Beitragsservice von ARD, ZDF und Deutschlandradio verfügbaren Daten ausge-

wertet und die Ertragsprognosen der Anstalten unter Berücksichtigung des Erhebungsver-

fahrens auf ihre statistische Zuverlässigkeit und Plausibilität überprüft. Gegenstand des Eva-

luierungskonzepts war hierbei auch die Frage eines aussagekräftigen Vorher-Nachher-Ver-

gleichs in Bezug auf einzelne Beitragszahlergruppen. In die Evaluation wurden auch daten-

schutzrechtliche Aspekte einbezogen. Nach ersten Gesprächen zwischen den Rundfunk-

anstalten und den Landesbeauftragten für den Datenschutz im Nachgang zur Verabschiedung 

des 15. Rundfunkänderungsstaatsvertrages, in die auch Vertreter der Länder mit einbezogen 

waren und in denen wesentliche Konkretisierungen der staatsvertraglichen Datenschutzvor-

gaben in den Rundfunkbeitragssatzungen der Rundfunkanstalten erreicht werden konnten, 

haben die Länder im Rahmen der Evaluierung weitere Gespräche zu den datenschutzrecht-

lichen Belangen mit den Landesbeauftragten für den Datenschutz und den Rundfunkdaten-

schutzbeauftragten der Anstalten geführt.  
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Die Ergebnisse der Evaluierung haben das Rundfunkbeitragssystem sowohl in rechtlicher 

Hinsicht als auch mit Blick auf die festgestellten wirtschaftlichen Auswirkungen im Wesent-

lichen bestätigt. Die mit Artikel 4 vorgenommenen Änderungen beschränken sich daher vor-

nehmlich auf kleinere Nachjustierungen. Hierzu haben die Länder sowohl eine Online-Kon-

sultation mit der Möglichkeit der schriftlichen Stellungnahme durchgeführt als auch eine 

mündliche Anhörung unter Einbindung der Kommunal- und Wirtschaftsverbände, der Rund-

funkanstalten sowie der Landesbeauftragten für den Datenschutz.  

 

Zielsetzung der Änderungen ist es insbesondere, das Verfahren einfacher zu gestalten, büro-

kratische Hürden abzubauen und das datenschutzrechtliche Niveau im Rundfunkbeitrags-

staatsvertrag anzuheben. Im Sinne einer Kontinuität in der Beitragsbelastung werden  zudem 

Betriebsstätten mit zahlreichen Teilzeitbeschäftigten sowie gemeinnützige Einrichtungen wie 

Schulen, Kindergärten und Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen entlastet. Darüber 

hinaus wird mit der Verankerung eines nochmaligen Meldedatenabgleichs die notwendige 

Datengrundlage geschaffen, auf der über die Wirksamkeit des Meldedatenabgleichs zur Errei-

chung auch langfristiger Beitragsgerechtigkeit entschieden werden kann. 

 

Die Änderungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages in Artikel 5 dienen dazu, das 

System des Jugendmedienschutzes an die Entwicklungen der Medienkonvergenz und das 

damit einhergehende veränderte Nutzungsverhalten von Kindern und Jugendlichen anzu-

passen. Hierbei wurden im Laufe des Novellierungsprozesses drei begleitende Online-Kon-

sultationen durchgeführt, um einen breiten gesellschaftlichen Diskurs zu ermöglichen. Die 

Ergebnisse der Online-Konsultationen wurden im jeweiligen Stadium des Novellierungspro-

zesses umfassend ausgewertet und fanden in mehreren Punkten Eingang in das Gesetz-

gebungsverfahren. 

 

Die Novellierung übernimmt die Altersstufen des Jugendschutzgesetzes auch für Rundfunk 

und Telemedien. Dies schafft die Grundlage für einheitliche, alle elektronischen Medien 

umfassende Alterskennzeichnungen. Die Möglichkeiten von Anbietern von entwicklungs-

beeinträchtigenden Angeboten, die jugendschutzrechtlichen Vorgaben zu erfüllen, bleiben 

unverändert. Hierzu gehört die Option, dass der Anbieter sein Angebot freiwillig mit einem 

Alterskennzeichen versieht, das von einem geeigneten Jugendschutzprogramm ausgelesen 

werden kann. Die Alterskennzeichnung von Angeboten kann durch den Anbieter selbst oder 

durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle bzw. mit Hilfe eines von 

dieser angebotenen Selbstklassifizierungssystems erfolgen. Neben der freiwilligen Alters-

kennzeichnung hat der Anbieter unverändert weitere Möglichkeiten, seiner Schutzpflicht in 

Bezug auf entwicklungsbeeinträchtigende Inhalte nachzukommen, zu denen andere tech-

nische Mittel oder Zeitbeschränkungen gehören.  

 

Anbieter, die ihr Angebot freiwillig mit einer Alterskennzeichnung versehen, werden durch 

die Neuregelungen zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten privilegiert. Die weiter-

gehenden Privilegierungen, die den Anbietern bei Einbeziehung einer anerkannten Einrich-

tung der Freiwilligen Selbstkontrolle zugutekommen, bleiben erhalten. 

 

Durch die gegenseitige Anerkennung von Alterskennzeichnungen im Online- und Offline-

Bereich wird der Medienkonvergenz Rechnung getragen. 
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Zudem nimmt die Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages im Lichte der ver-

fassungsrechtlich garantierten Rundfunk- und Pressefreiheit eine Beweislastumkehr 

zugunsten journalistischer Berichterstattung vor. 

 

Die Anforderungen an Jugendschutzprogramme werden präzisiert. Hierbei wird dem 

Umstand Rechnung getragen, dass die staatsvertraglichen Anforderungen hinreichend ent-

wicklungsoffen sein müssen, um die Programme an den jeweiligen technischen Stand 

anpassen zu können. Konkretisiert werden können diese Anforderungen durch die Kommis-

sion für Jugendmedienschutz (KJM), womit einerseits ein hoher Standard gewährleistet 

werden kann und andererseits ein hinreichend flexibles Instrument zur Verfügung steht, um 

mit der technischen Entwicklung Schritt halten zu können. Erziehungsberechtigte können 

zum Schutz ihrer Kinder vor nicht altersgerechten Angeboten ein solches Jugendschutzpro-

gramm installieren und aktivieren. Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag setzt in diesem 

Zusammenhang auf nutzerautonome - von Erziehungsberechtigten einzusetzende - Lösungen 

und zeigt diesen damit einen Weg auf, wie sie Verantwortung für ihre Kinder auch im Netz 

wahrnehmen können. 

 

Die Verknüpfung des Systems des technischen Jugendmedienschutzes mit dem auch auf 

europäischer Ebene immer mehr Unterstützung gewinnenden Gedanken der regulierten 

Selbstregulierung ist ein weiterer wichtiger Aspekt. Dabei soll die Beurteilung eines Jugend-

schutzprogrammes durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im 

Sinne des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages erfolgen. Die Selbstkontrolleinrichtung 

bekommt damit die Funktion einer Zertifizierungsstelle, die zu beurteilen hat, inwieweit das 

ihr vorgelegte Programm den Vorgaben dieses Staatsvertrages entspricht. Dieser Akt der 

Selbstregulierung unterliegt der Aufsicht durch die KJM. Ihr obliegt es, zu prüfen, ob die 

anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle bei der Anerkennung von Jugend-

schutzprogrammen die Grenzen ihres Beurteilungsspielraums eingehalten hat. Damit handelt 

es sich auch bei der Anerkennung von Jugendschutzprogrammen um einen Prozess der regu-

lierten Selbstregulierung, der auch bisher bereits mit Erfolg im System des Jugendmedien-

schutzes Anwendung findet. 

 

Ein weiterer Aspekt der Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages ist die dauer-

hafte Sicherung der Finanzierung der 1997 der von den Jugendministerien der Länder 

gegründeten und organisatorisch an die KJM angebundenen länderübergreifenden Stelle für 

Jugendschutz „jugendschutz.net“. Diese hat sich als Stelle zur Kontrolle möglicher jugend-

schutzrelevanter Angebote im Internet bewährt. 

 

Der Jugendmedienschutz-Staatsvertrag unterliegt bezüglich der jugendschutzrechtlichen 

Bestimmungen zu Telemedien der Notifizierungspflicht gemäß der Richtlinie 2015/1535 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informations-

verfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste 

der Informationsgesellschaft. 
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B. Zu den einzelnen Artikeln 
 
 
I. 
Begründung zu Artikel 1 - Änderung des Rundfunkstaatsvertrages 
 
Zu den einzelnen Bestimmungen 

 
Zu Nummer 1 

 

Nummer 1 enthält die aufgrund der nachfolgenden Änderungen notwendig werdenden Anpas-

sungen des Inhaltsverzeichnisses. 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Mit dem neuen § 11 Abs. 3 wird klargestellt, dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-

anstalten zur Erfüllung ihres Auftrages zusammenarbeiten können. Dies gilt insbesondere für 

Kooperationen zwischen den in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, 

dem ZDF, dem Deutschlandradio und der Deutschen Welle. Diese Kooperationen entsprechen 

der langjährigen Praxis der Rundfunkanstalten. Eine ausdrückliche Regelung zur Kooperation 

ist beispielsweise in § 3 Abs. 3 Satz 1 des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages enthalten, 

nach dem Kooperationen zwischen den Rundfunkanstalten als eine Möglichkeit angeführt 

werden, den Grundsätzen von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Rechnung zu tragen. 

 

Mit der Neuregelung wird zugleich verdeutlicht, dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-

anstalten im Rahmen der Erfüllung ihres Auftrages hoheitlich tätig werden. Um Kosten und 

den Aufwand der Tätigkeit auch im Sinne der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu begren-

zen, kooperieren die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Rahmen ihres öffentlichen 

Auftrags nach dem Rundfunkstaatsvertrag. Dies soll mit der Norm dahingehend konkretisiert 

werden, dass diese umfangreicheren wirtschaftlich relevanten Kooperationen im Rahmen von 

öffentlich-rechtlichen Verträgen festgehalten werden, so dass dies für die Umsatzsteuerfrei-

heit spricht. Formen der Zusammenarbeit von geringfügiger wirtschaftlicher Bedeutung 

bedürfen keines schriftlichen öffentlich-rechtlichen Vertrages. Nach der jüngst vom Deut-

schen Bundestag beschlossenen Neuregelung des § 2b Abs. 3 des Umsatzsteuergesetzes 

(BGBl. I 2015, S. 1833, 1843) liegen größere Wettbewerbsverzerrungen nicht vor, wenn die 

Zusammenarbeit durch gemeinsame spezifische öffentliche Interessen bestimmt wird. Für die 

Annahme der Umsatzsteuerfreiheit setzt dies insbesondere voraus, dass die Kooperations-

leistungen auf langfristigen öffentlich-rechtlichen Vereinbarungen beruhen. 

 

Hintergrund für die Neuregelung ist nicht zuletzt, aus Umsatzbesteuerungen resultierende 

finanzielle Belastungen der Beitragszahler zu vermeiden. 
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Zu Nummer 3 

 

In § 11b werden die Änderungen der Fernsehspartenprogrammstrukturen von ARD und ZDF 

nachvollzogen. Dementsprechend entfallen zwei Fernsehspartenprogramme und gleichzeitig 

werden die Namensänderungen der Programme von ARD und ZDF angepasst. Mit der 

Beauftragung des Jugendangebots bestand gemeinsam mit ARD und ZDF der Konsens, dass 

zur Finanzierung dieses Angebots Fernsehspartenprogramme eingespart werden sollen. Dem-

entsprechend entfällt die Beauftragung für die Programme „EinsPlus“ und für „ZDFkultur-

kanal“. Das Programm „EinsExtra“ wird bei der ARD unter dem Namen „tagesschau24“ aus-

gestrahlt, so dass diese Namensänderung nun auch im Staatsvertrag nachvollzogen wird. 

Gleiches gilt für das Programm „ZDFinfokanal“ und „ZDF-Familienkanal“, die nunmehr die 

Programmnamen „ZDFinfo“ bzw. „ZDFneo“ tragen. Ebenso erfolgt die Umbenennung von 

„BR-Alpha“ in „ARD-Alpha“ in Absatz 2 Nr. 2, wobei mit dem Zusatz „vom BR“ klargestellt 

wird, dass trotz Umbenennung weiterhin der Bayerische Rundfunk das Programm veranstaltet 

und ihm die Finanzierung obliegt. 

 

 
Zu Nummer 4 

 

Da in den Geschäftsberichten der in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunk-

anstalten, des ZDF und des Deutschlandradios über alle Vorgänge von besonderer Bedeutung 

zu berichten ist, gehört zu diesen Berichten auch der Umfang der Produktionen mit von 

diesen gesellschaftsrechtlich abhängigen und unabhängigen Produktionsunternehmen. Dies 

stellt § 11e Abs. 3 nunmehr ausdrücklich klar. Die Berichte sollen quantifizierte und detail-

lierte Informationen über die Auftrags- und Koproduktionen mit unabhängigen und abhän-

gigen Produzenten enthalten, um die Transparenz bei der Programmherstellung zu erhöhen. 

Dabei ist zur Herstellung der Vergleichbarkeit eine für die in der ARD zusammengeschlos-

senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF und das Deutschlandradio verbindliche einheitliche 

Definition eines „abhängigen Produzenten“ festzulegen. Es kommt auf die Unabhängigkeit 

des auftragnehmenden Produzenten gegenüber den öffentlich-rechtlichen Anstalten und deren 

rechtlich selbständigen Tochtergesellschaften generell an. Anknüpfend an die Protokollerklä-

rung zu § 6 des Rundfunkstaatsvertrages im 12. Rundfunkänderungsstaatsvertrag dient die 

Veröffentlichung des Umfangs der Produktionen in den Geschäftsberichten der ARD, des 

ZDF und des Deutschlandradios der Kontrolle der insoweit eingegangenen Selbstverpflich-

tungen. 

 

 
Zu Nummer 5 

 

Der neue § 11g Abs. 1 Satz 1 beauftragt die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-

rundfunkanstalten und das ZDF mit einem gemeinsamen Jugendangebot für die Zielgruppe 

junger Menschen. Inhaltliche Elemente des Jugendangebots sind Rundfunk und Telemedien 

im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages. Das Jugendangebot darf nur im Internet angeboten 

werden. Die in der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und das ZDF 

werden mit einem neuen Medienangebot eigener Art beauftragt, das durch seine ausschließ-

liche Verbreitung im Internet der fortgeschrittenen Konvergenz der Medien und den Nut-

zungsgewohnheiten junger Menschen entspricht. Es soll die demokratischen, sozialen und 

kulturellen Bedürfnisse der Gesellschaft - insbesondere der jungen Zielgruppe - erfüllen und 

damit einen Beitrag dazu leisten, dass das Gesamtangebot von ARD und ZDF zukünftig in 

größerem Umfang als derzeit generationenübergreifend genutzt wird. 
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Das Jugendangebot soll sich gemäß Absatz 1 Satz 2 an die Zielgruppe junger Menschen 

richten. Diese Aussage zur Zielgruppe lässt die Altersspanne der potentiellen Nutzer offen. 

Da mit dem Spartenprogramm „KiKA - Der Kinderkanal“ nach § 11b Abs. 4 Nr. 4 bereits ein 

öffentlich-rechtliches (Fernseh-)Angebot für Kinder beauftragt ist, ist die Zielgruppe des 

Jugendangebots ab einem Alter von circa 14 Jahren bis in das junge Erwachsenenalter zu 

erwarten. Inhaltlich soll das Jugendangebot die Lebenswirklichkeit und die Interessen der 

genannten Zielgruppe in den Mittelpunkt stellen, was nicht ausschließt, dass auch Themen 

behandelt werden, die nicht unmittelbar die Zielgruppe betreffen. Dadurch hat das Jugend-

angebot die Funktion eines Zielgruppenangebots, das einen besonderen und bisher so nicht 

vorhandenen Beitrag zur Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags gemäß § 11 leistet. 

Durch die Verweisung auf § 11 wird deutlich, dass dessen grundlegende Bestandteile auch für 

das Jugendangebot gelten, das somit ebenfalls der Bildung, Information, Beratung und Unter-

haltung zu dienen und insbesondere Beiträge zur Kultur zu enthalten hat. Hierzu gehören auch 

Angebote, die zur Jugendkultur beitragen. 

 

Das Jugendangebot soll die in Absatz 1 Satz 3 näher bezeichneten journalistisch-redaktionell 

veranlassten und journalistisch-redaktionell gestalteten audiovisuellen Inhalte aufweisen. Für 

die Herstellung der Inhalte des Jugendangebots wird daher von den in der ARD zusammen-

geschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF eine eigenständige journalistisch-

redaktionelle Betätigung für das gemeinsame Jugendangebot erwartet. Im Unterschied dazu 

wäre es zur Erfüllung des Auftrags nicht ausreichend, lediglich Inhalte aus anderen öffentlich-

rechtlichen Programmen und Angeboten im Jugendangebot ein weiteres Mal zu verwerten. 

Durch den Begriff der audiovisuellen Inhalte wird verdeutlicht, dass im Einklang mit dem von 

den beauftragten Rundfunkanstalten selbst verfassten und veröffentlichten Angebotskonzept 

im Schwerpunkt ein Bewegtbildangebot beauftragt wird. 

 

Nach Ergebnissen der Medienforschung nutzen Angehörige der Zielgruppe audiovisuelle 

Medienangebote nicht nur passiv rezipierend, sondern nehmen durch eigene audiovisuelle 

Beiträge oder auch durch Kommentare oder andere individuelle Beiträge an der Produktion 

von audiovisuellen Medien teil (zum Beispiel in Chats und Foren). Solche interaktiven Inhalte 

soll nach Absatz 1 Satz 4 auch das Jugendangebot aufweisen, wobei diese journalistisch-

redaktionell veranlasst sein und in der Art und Weise der journalistisch-redaktionellen 

Gestaltung einem öffentlich-rechtlichen Angebotsprofil gerecht werden sollen. Die Nutzer 

sollen zudem die Möglichkeit haben, eigene Beiträge zur Verfügung zu stellen, da dies ihre 

Lebenswirklichkeit und ihre Interessen in besonderer Weise zum Ausdruck bringen und ange-

sichts der journalistisch-redaktionellen Begleitung einen zusätzlichen Aspekt der Meinungs-

vielfalt darstellen kann.  

 

Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 hat der öffentlich-rechtliche Rundfunk durch die in dieser Auftrags-

definition näher beschriebene Tätigkeit die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürf-

nisse der Gesellschaft zu erfüllen. Diese grundlegenden Anforderungen gelten nach Absatz 2 

Satz 1, zielgruppenorientiert angepasst, auch für das Jugendangebot. Da sich sowohl die 

Lebenswirklichkeit und die Interessen junger Menschen als auch die Art und Weise ihrer 

Mediennutzung vergleichsweise schnell wandeln, soll sich das Jugendangebot auf diese 

Dynamik inhaltlich und technisch einstellen und regelmäßig neue Entwicklungen aufgreifen 

oder selbst anstoßen, zum Beispiel durch innovative Inhalte, die andere öffentlich-rechtliche 

oder private Medienangebote nicht aufweisen. Damit wird auch der ständigen Rechtspre-

chung des Bundesverfassungsgerichts Rechnung getragen, welche verlangt, dass der Auftrag 

des öffentlich-rechtlichen Rundfunks entwicklungsoffen gestaltet sein muss (vgl. BVerfGE 

119, 181; 83, 238, 299; 74, 297, 350). 
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Die interaktive Kommunikation eines Medienanbieters mit den Nutzern entspricht der 

Lebenswirklichkeit der Zielgruppe und soll daher nach Absatz 2 Satz 2 im öffentlich-recht-

lichen Jugendangebot ebenfalls stattfinden. Zugleich soll das Jugendangebot für die Nutzer 

Möglichkeiten der Partizipation aufweisen, was in vielfältiger Weise erfolgen kann. Insbe-

sondere haben sich im Internet Formen offener und lebendiger Debatten entwickelt, die von 

der Zielgruppe bereits genutzt werden und für sie attraktiv sind. Durch solche oder andere 

Angebote der Partizipation und durch interaktive Kommunikation soll die journalistisch-

redaktionelle Tätigkeit im stetigen Kontakt zu den Nutzern stehen und damit in besonderer 

Weise die demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Zielgruppe berücksich-

tigen.  

 

Nach Absatz 3 Satz 1 soll das Jugendangebot mit anderen Angeboten der in der ARD 

zusammengeschlossenen Rundfunkanstalten und des ZDF vernetzt werden, weil auch in den 

anderen öffentlich-rechtlichen Angeboten für die Zielgruppe relevante Inhalte hergestellt 

werden, wie etwa in einigen Hörfunkprogrammen der ARD-Landesrundfunkanstalten. Diese 

Inhalte können durch Bündelung im Jugendangebot für die Zielgruppe leichter auffindbar 

gemacht und dort journalistisch-redaktionell in neuen Zusammenhängen präsentiert werden. 

Schon durch solche inhaltliche Zusammenführung kann sich ein publizistischer Mehrwert 

einstellen, der für die Erfüllung der demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der 

Zielgruppe wertvoll ist. Die Beauftragung eines eigenständigen Hörfunkprogramms ist damit 

nicht verbunden, was durch Absatz 5 ausdrücklich klargestellt wird. 

 

Nach Absatz 3 Satz 2 sollen Inhalte des Jugendangebots auch in anderen Angeboten der in 

der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und des ZDF genutzt werden. 

Durch die Regelung des Satzes 2 wird klargestellt, dass bei einer solchen Art der Nutzung die 

Maßgaben des Rundfunkstaatsvertrages einschließlich eines eventuellen Telemedienkonzepts 

zu beachten sind, die für das andere Angebot gelten.  

 

Absatz 4 Satz 1 stellt klar, dass von den mit dem Jugendangebot beauftragten Rundfunk-

anstalten eine Bemessung der Verweildauer der Inhalte des Jugendangebots zu erfolgen hat, 

die sich an den in Satz 1 Halbsatz 2 genannten Kriterien ausrichtet. Dies setzt eine journalis-

tisch-redaktionelle Entscheidung zur Verweildauer voraus, die so getroffen werden soll, dass 

die dort genannten demokratischen, sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Zielgruppe nicht 

nur inhaltlich, sondern auch bezüglich des Zeitraums erfüllt werden, in dem Inhalte des 

Jugendangebots den Nutzern zur Verfügung stehen. Die Verweildauer sollte so bemessen 

sein, dass durch den Zeitraum, in dem ein Inhalt zur Nutzung vorgehalten wird, der Lebens-

wirklichkeit und den Interessen der Zielgruppe entsprochen wird. Je nach journalistisch-

redaktioneller Relevanz für die Zielgruppe, kann die Verweildauer (etwa aus Gründen der 

Aktualität) auf kurze Zeiträume begrenzt bleiben. Andererseits schließt die Regelung nicht 

aus, dass Inhalte, die nach journalistisch-redaktioneller Prüfung voraussichtlich anhaltende 

Relevanz aufweisen, archiviert und für längere Zeiträume bereitgehalten werden können, 

sofern die Nutzungsrechte dies zulassen. Die journalistisch-redaktionelle Bemessung der 

Verweildauer für jeden einzelnen Inhalt wird nicht gefordert.   
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Durch die Festlegung von Grundsätzen der Verweildauer, z. B. in der Form, dass sich Inhalte 

einigen grundlegenden Verweildauerkategorien zuordnen lassen, wird eine regelmäßige Prü-

fung der Verweildauern nach journalistisch-redaktionellen Kriterien ermöglicht. Die Rege-

lung des Absatzes 4 Satz 2 geht davon aus, dass die anstaltsinterne Prüfung der Grundlagen 

der Verweildauer und der insoweit stattfindenden journalistisch-redaktionellen Praxis durch 

die dafür zuständigen Gremien regelmäßig vorgenommen wird. Das Ergebnis dieser Prüfung 

ist auch Gegenstand der Berichterstattung nach Absatz 6.  

 

Die Verweildauer von Spielfilmen und Serien, die keine Auftragsproduktionen sind, ist nach 

Absatz 4 Satz 3 angemessen zu begrenzen, weil besonders bei diesen Inhalten die Möglichkeit 

besteht, dass die gesetzliche Einräumung der nicht befristeten Verweildauer Auswirkungen 

insbesondere auf den Wettbewerb auf Beschaffungsmärkten verursachen kann. Es wird 

gleichwohl auch insoweit von einer starren (etwa nach Tagen) bemessenen Frist abgesehen. 

Angesichts der regelmäßig hohen Kosten für den Erwerb von Rechten an Spielfilmen und 

Serien, die keine Auftragsproduktionen sind, ist vielmehr davon auszugehen, dass die Rund-

funkanstalten die Verweildauer solcher Inhalte schon deshalb kurz bemessen, weil sie auch 

bei dem Erwerb von Rechten das Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten 

haben. Angesichts der im Rahmen der Entscheidung über die Beauftragung von ARD und 

ZDF abgegebenen finanziellen Selbstverpflichtung im Sinne des § 1 Abs. 2 Satz 2 des Rund-

funkfinanzierungsstaatsvertrages, die Aufwendungen für das Jugendangebot auf 45 Mio. € 

jährlich zu begrenzen, kommt dem Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zusätzliche 

Bedeutung zu. 

 

Absatz 5 Satz 1 stellt fest, welche Arten von Inhalten im Jugendangebot nicht zulässig sind. 

Die Regelung nimmt Rücksicht auf die Märkte privater Medienanbieter. In dem von den in 

der ARD zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten und dem ZDF vorgelegten 

Angebotskonzept und in dem von den Ländern vor der Entscheidung über die Beauftragung 

durchgeführten offenen Konsultationsverfahren haben die in der ARD zusammengeschlos-

senen Landesrundfunkanstalten und das ZDF deutlich gemacht, dass das Jugendangebot im 

Schwerpunkt ein audiovisuelles Bewegtbildangebot sein soll, wobei insbesondere längere 

presseähnliche Textangebote nicht den Erwartungen der Zielgruppe entsprächen. Damit 

korrespondiert die Regelung des Satzes 1 mit der für das Jugendangebot ausdrücklich 

erklärten Gestaltungsabsicht der Rundfunkanstalten.  

 

Nach Absatz 5 Satz 2 kann die Verbreitung des Jugendangebots auch außerhalb des für das 

Jugendangebot einzurichtenden Portals erfolgen, insbesondere auf Drittplattformen (wie z. B. 

YouTube oder Facebook). Es wird von Satz 2 inzident vorausgesetzt, dass die Entscheidung 

für eine solche Art der Verbreitung auf der Grundlage einer journalistisch-redaktionellen Ent-

scheidung erfolgt und insoweit für geboten befunden wird. Ist diese Form der Verbreitung 

journalistisch-redaktionell geboten, sollen die Rundfunkanstalten für die Einhaltung der 

Bedingungen des Satzes 1 Sorge tragen. Angesichts der Nutzungsgewohnheiten der Ziel-

gruppe wird davon ausgegangen, dass das Jugendangebot die Zielgruppe nur dann wird errei-

chen können, wenn für die Verbreitung auch Drittplattformen in Anspruch genommen werden 

können. Vor der Nutzung einer Drittplattform haben sich ARD und ZDF gegenüber dem 

Betreiber der Drittplattform auf dem Verhandlungsweg aktiv dafür einzusetzen, die Einhal-

tung der Bedingungen des Satzes 1 zu erreichen.  
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Die Vorschrift lässt aber Entscheidungsspielraum, insbesondere kann nicht ausgeschlossen 

werden, dass im Einzelfall aufgrund überlegener Marktposition international agierender 

Betreiber von Drittplattformen die Belange von ARD und ZDF nicht uneingeschränkt berück-

sichtigt werden. Bezüglich der Drittplattformen soll zudem von ARD und ZDF nach Absatz 5 

Satz 3 durch die Schaffung einheitlicher Richtlinien Klarheit geschaffen werden über die 

Bedingungen, auf deren Grundlage ARD und ZDF Drittplattformen für das Jugendangebot 

nutzen. Dies liegt besonders im Interesse der Nutzer des Jugendangebots. 

 

Durch die Regelung des Absatzes 5 Satz 4 wird auch in technischer Hinsicht klargestellt, dass 

das Jugendangebot ausschließlich im Internet angeboten werden darf und insbesondere kein 

bundesweites Hörfunkprogramm darstellt. Die Regelung des Absatzes 5 Satz 1 wird damit 

hinsichtlich des Hörfunks bekräftigt.  

 

Mit den in Absatz 6 genannten Themen, die Gegenstand der Berichterstattung im Rahmen des 

regelmäßigen Berichts der Rundfunkanstalten nach § 11e Abs. 2 sein sollen, wird den 

Gremien der Rundfunkanstalten und der Allgemeinheit eine Information gegeben, in welcher 

Weise die gemeinsam beauftragten Rundfunkanstalten die wesentlichen Kriterien des Auf-

trags des neuen § 11g erfüllt haben. Es wird dadurch eine faktenbasierte Bewertung des 

Jugendangebots durch die Gremien und die Allgemeinheit ermöglicht.  

 

 
Zu Nummer 6 

 

Bei der Streichung des § 14 Abs. 4 handelt es sich um eine redaktionelle Änderung, da das 

Verfahren der Unterrichtung durch die Rechnungshöfe nun in § 14a einheitlich geregelt wird. 

 

 
Zu Nummer 7 

 

Mit dem neu eingefügten § 14a wird die Berichterstattung der Landesrechnungshöfe in Rund-

funkangelegenheiten einheitlich geregelt. Es werden zwei Verfahrensschritte geregelt. 

 

Im ersten Verfahrensschritt, der in Satz 1 und 2 die Mitteilung über das Ergebnis einer Prü-

fung, die der für die Prüfung zuständige Landesrechnungshof bei einer Landesrundfunk-

anstalt, dem ZDF oder dem Deutschlandradio einschließlich deren Beteiligungsunternehmen 

durchgeführt hat. Die Zuständigkeit für die in § 14a geregelte Berichterstattung des Landes-

rechnungshofs folgt dem Prüfungsrecht, das für die Landesrundfunkanstalten im jeweiligen 

Landesrecht sowie für das ZDF und für das Deutschlandradio in den jeweiligen Staats-

verträgen verankert ist (§ 30 Abs. 3 Satz 1 des ZDF-Staatsvertrages und § 30 Abs. 3 Satz 1 

des Deutschlandradio-Staatsvertrages). Satz 1 sieht vor, dass der zuständige Landesrech-

nungshof den in Satz 1 genannten Stellen das Ergebnis der Prüfung mitteilt. Nach Satz 2 gibt 

er dem Intendanten der Rundfunkanstalt und der Geschäftsführung der Beteiligungsgesell-

schaft Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Ergebnis der Prüfung, denn diese sind jeweils 

nach außen vertretungsberechtigt. Indem der zuständige Landesrechnungshof nach Satz 2 eine 

etwaige Stellungnahme des Intendanten und der Geschäftsführung des Beteiligungsunter-

nehmens zu berücksichtigen hat, wird zwischen den an der Prüfung Beteiligten eine recht-

zeitige und vertiefte Klärung der Sach- und Rechtslage in Bezug auf das nach Satz 1 mitge-

teilte Ergebnis der Prüfung und insgesamt ein faires Verfahren gewährleistet.  
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Hinsichtlich der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten (KEF) ist eine Gelegenheit zur Stellungnahme nicht vorgesehen, da dies 

im Rahmen der Aufgabenstellung der KEF entbehrlich ist (so auch bisher § 14 Abs. 4). Den 

Aufsichtsgremien der jeweiligen Rundfunkanstalt wird ebenfalls keine gesonderte Gelegen-

heit zur Stellungnahme eingeräumt, da insoweit eine Einbeziehung in die Stellungnahme des 

Intendanten möglich und im Interesse eines konzentrierten Verfahrens zweckmäßig ist. Der 

Landesrechnungshof soll die Frist zur Stellungnahme so bemessen, dass die zuständigen 

Gremien dem Intendanten ihre Position mitteilen können. Der erste Verfahrensschritt endet 

mit der Berücksichtigung der Stellungnahme des Intendanten oder der Geschäftsführung der 

Beteiligungsgesellschaft durch den Landesrechnungshof zu dem nach Satz 1 verfassten 

Ergebnis der Prüfung. 

 

Der auf dieser Grundlage erstellte abschließende Bericht über das Ergebnis der Prüfung, der 

die maßgeblichen Prüfungsfeststellungen unter Berücksichtigung der Stellungnahmen 

zusammenfasst, ist Gegenstand des zweiten Verfahrensschrittes, der in Satz 3 und 4 geregelt 

ist. Der abschließende Bericht der Prüfung wird nach Satz 3 durch den zuständigen Landes-

rechnungshof den Landesparlamenten der die Rundfunkanstalt tragenden Länder, den Landes-

regierungen der die Rundfunkanstalt tragenden Länder und der KEF mitgeteilt. 

 

Durch die sich an diese Mitteilung anschließende Veröffentlichung des abschließenden 

Berichts wird die für die Allgemeinheit notwendige und wünschenswerte Transparenz herge-

stellt, so dass zusätzliche Mitteilungen an andere Landesparlamente oder andere Landesregie-

rungen entbehrlich sind. Betrifft der abschließende Bericht ein Beteiligungsunternehmen, ist 

der Landesrechnungshof bei der Mitteilung und Veröffentlichung des abschließenden 

Berichts nach Maßgabe des Satzes 4 verpflichtet, die Wettbewerbsfähigkeit des Beteiligungs-

unternehmens nicht zu beeinträchtigen und insbesondere Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

zu wahren. Damit lehnt sich das Verfahren des § 14a an das in den §§ 97, 99 der weitgehend 

übereinstimmenden Landeshaushaltsordnungen geregelte Prüfungsverfahren an.  

 

 
Zu Nummer 8 

 

Die Einfügung der Verweisung „im Sinne von § 16c Abs. 3“ im § 16d Abs. 1 Satz 1 stellt ein 

einheitliches Verständnis des dort genannten Begriffs der „Mehrheitsbeteiligungen“ sicher. 

Das Zitat des § 319 Abs. 1 Satz 1 des Handelsgesetzbuches wird gestrichen, weil es in diesem 

Zusammenhang rechtlich entbehrlich ist. Die Streichung des Satzes 8 erfolgt, weil dessen 

Regelungsgehalt Gegenstand des neuen § 14a ist.  

 

Die Neufassung des Absatzes 2 betrifft in seinem Satz 1 kommerzielle Tätigkeiten mit 

geringer Marktrelevanz, die von einer Rundfunkanstalt selbst auf der Grundlage des § 16a 

Abs. 1 Satz 5 erbracht werden. Diesbezüglich bestand bisher hinsichtlich der Prüfung der 

Marktkonformität eine Regelungslücke, denn die insoweit maßgebliche Regelung des 

Absatzes 1 erfasst lediglich Beteiligungsunternehmen der Rundfunkanstalten, nicht aber die 

eigene kommerzielle Tätigkeit einer Rundfunkanstalt. Diese Regelungslücke wird nunmehr 

geschlossen, indem die betreffende Rundfunkanstalt auf Anforderung des zuständigen 

Landesrechnungshofs für ein Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 bis 7 entsprechendes Verfahren Sorge 

zu tragen hat.  
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Die Formulierung „auf Anforderung“ bringt den Ausnahmecharakter eines solchen Ver-

fahrens bei Tätigkeiten einer Rundfunkanstalt mit geringer Marktrelevanz zum Ausdruck. 

Satz 2 gewährleistet bei der Berichterstattung der Rechnungshöfe das einheitliche Verfahren 

des neuen § 14a, wenn Verstöße gegen die Bestimmungen der Marktkonformität bei Prü-

fungen von Beteiligungsunternehmen oder der Rundfunkanstalten selbst festgestellt werden. 

 

 
Zu Nummer 9 

 

Die Anlage zum Rundfunkstaatsvertrag nimmt Rücksicht auf die Märkte privater Medien-

anbieter. Durch die in § 11g Abs. 1 Satz 1 erwähnte Anlage (sog. „Negativliste“) werden die 

dort genannten Angebotsformen für das Jugendangebot ausgeschlossen, weil diese Angebots-

formen im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Jugendangebots zu nachteiligen Auswirkungen 

auf die Märkte privater Medienanbieter führen können oder weil sie einem öffentlich-recht-

lichen Angebotsprofil nicht entsprechen. Nach Nummer 14 der Anlage sind Spieleangebote 

ohne journalistisch-redaktionellen Bezug zum Jugendangebot unzulässig. Mit Rücksicht 

darauf erklärten ARD und ZDF im Rahmen des Konsultationsverfahrens, dass im Jugend-

angebot insbesondere das Genre der sog. „Serious Games“ angeboten werden soll, wie bei-

spielsweise Spiele informativen oder edukativen Charakters.    

 

 
II. 
Begründung zu Artikel 2 - Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

 

In § 30 werden die Sätze 4 und 5 gestrichen, weil ihr Regelungsgehalt Gegenstand des neuen 

§ 14a des Rundfunkstaatsvertrages ist. 

 

 
III. 
Begründung zu Artikel 3 - Änderung des Deutschlandradio-Staatsvertrages 

 

In § 30 werden die Sätze 4 und 5 gestrichen, weil ihr Regelungsgehalt Gegenstand des neuen 

§ 14a des Rundfunkstaatsvertrages ist. 

 

 
IV. 
Begründung zu Artikel 4 - Änderung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages 

 
Zu Nummer 1 

 

In § 3 Abs. 2 werden bestimmte Raumeinheiten in Betriebsstätten, die den untergebrachten 

Personen regelmäßig in deutlich geringerem Maße als Rückzugsort und zur individuellen Ent-

faltung dienen als herkömmliche Privatwohnungen, vom Wohnungsbegriff ausgenommen. 

Die abschließend benannten Fälle werden durch die neuen Nummern 3 und 4 ergänzt um 

Raumeinheiten mit vollstationärer Pflege in Alten- und Pflegewohnheimen, die durch Versor-

gungsvertrag nach § 72 des Elften Buches des Sozialgesetzbuches zur vollstationären Pflege 

zugelassen sind, sowie um Raumeinheiten in Wohneinrichtungen, die Leistungen im Sinne 

des § 75 Abs. 3 Satz 1 des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches für Menschen mit Behin-

derungen erbringen und hierzu mit dem Träger der Sozialhilfe eine Vereinbarung geschlossen 

haben.  
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In diesen Fällen rechtfertigen der deutlich geringere Grad an Privatsphäre und die stärkere 

Reglementierung der individuellen Lebensgestaltung, die sich im Vergleich zur klassischen 

Wohnung durch Betretungsrechte zum Zwecke der Betreuung, Versorgung und medizi-

nischen Behandlung ergeben, weitere Ausnahmetatbestände. Die neuen Nummern 5 bis 7 

entsprechen den bisherigen Nummern 3 bis 5. In der neuen Nummer 5 werden neben Patien-

tenzimmern in Krankenhäusern künftig auch solche in Hospizen erfasst, da sich diese beiden 

Unterbringungsformen in beitragsrechtlicher Hinsicht nicht wesentlich voneinander unter-

scheiden.  

 

 
Zu Nummer 2 

 

Nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 werden Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II einschließ-

lich von Leistungen nach § 22 des Zweiten Buches des Sozialgesetzbuches auf Antrag von 

der Beitragspflicht befreit. Die hier vormals enthaltene Einschränkung im Fall des Bezuges 

von Zuschlägen nach § 24 des Zweiten Buches des Sozialgesetzbuches wird gestrichen, da 

Zuschläge nach dieser Vorschrift nicht mehr gezahlt werden. In Nummer 5 Buchst. b und c 

werden die aus einer Änderung des Dritten Buches des Sozialgesetzbuches herrührenden 

Verweisungen aktualisiert. Neben den Empfängern von Blindenhilfe nach § 72 des Zwölften 

Buches des Sozialgesetzbuches sind nach Nummer 10 künftig auch die Empfänger von 

Blindenhilfe nach § 27d des Bundesversorgungsgesetzes auf Antrag von der Beitragspflicht 

zu befreien. Damit soll eine Gleichbehandlung mit Personen hergestellt werden, die nach § 72 

des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches befreit werden, da auch die Gewährung von 

Blindenhilfe nach § 27d des Bundesversorgungsgesetzes einkommens- und vermögens-

abhängig erfolgt.  

 

Die Anpassungen in Absatz 2 Nr. 1 und 3 sind rein redaktioneller Art. 

 

In Absatz 3 wird eine neue Nummer 3 eingefügt, die vorsieht, dass eine gewährte Befreiung 

oder Ermäßigung sich innerhalb der Wohnung auch auf Kinder des Antragstellers, des Ehe-

gatten oder des eingetragenen Lebenspartners auswirkt, solange die Kinder das 

25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Wohnen Kinder auch nach Eintritt der Volljährig-

keit noch im elterlichen Haushalt, so ist in der Regel davon auszugehen, dass sie noch nicht 

über das nötige Einkommen verfügen, um eine eigene Wohnung zu beziehen und einen selb-

ständigen Haushalt zu gründen. Im Hinblick darauf ist es sachgerecht, die Kinder nicht für das 

Innehaben der mit den Eltern bewohnten Wohnung zur Rundfunkbeitragspflicht heran-

zuziehen. Die neue Nummer 4 entspricht der bisherigen Nummer 3 und wird mit Blick auf die 

Änderung der bisherigen Bezugsnorm des § 19 des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches 

angepasst. Hiernach erstreckt sich die Befreiung auch auf die Personen, deren Einkommen 

und Vermögen bei der Gewährung der Sozialleistung nach den jeweils für die Gewährung der 

Sozialleistung maßgeblichen Rechtsvorschriften berücksichtigt worden sind. 

 

Absatz 4 wird neu gefasst. Der neue Satz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Satz 3. 

Für die Dauer der Befreiung oder Ermäßigung wird auf den Gültigkeitszeitraum des Nach-

weises nach Absatz 7 Satz 2 abgestellt. Damit wird der bisherige Bezugspunkt des Bescheids 

durch den Oberbegriff des Nachweises ersetzt, der neben Bescheiden auch Bestätigungen und 

ärztliche Bescheinigungen umfasst.  
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Der neue Satz 2 modifiziert den bisherigen Satz 1. Dieser sah vor, dass die Befreiung oder 

Ermäßigung nur dann mit dem Ersten des Monats, in dem der Gültigkeitszeitraum beginnt, 

eintritt, wenn der entsprechende Antrag innerhalb von zwei Monaten nach dem Erstellungs-

datum des Bescheids nach Absatz 7 Satz 2 gestellt wird. Befreiungen und Ermäßigungen 

können künftig für einen Zeitraum von drei Jahren ab Antragstellung für die Vergangenheit 

gewährt werden, wenn entsprechende Nachweise für das Vorliegen der Befreiungs- bzw. 

Ermäßigungstatbestände für diesen Zeitraum vorgelegt werden. Mit der Regelung wird das 

Verfahren deutlich bürgerfreundlicher ausgestaltet; zugleich werden eine höhere soziale 

Gerechtigkeit und der Abbau von Bürokratie beim Beitragsservice erreicht. 

 

Der neue Satz 3 stellt eine auf ein Jahr befristete neue gesetzliche Vermutung für das weitere 

Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen nach Absatz 1 auf. Diese kommt zum Tragen, 

wenn ein Antragsteller bereits über einen zusammenhängenden Zeitraum von mindestens 

zwei Jahren aus demselben Befreiungsgrund nach Absatz 1 von der Beitragspflicht befreit 

war. Der Antrag muss unmittelbar an den Befreiungszeitraum anschließen und auf denselben 

Befreiungsgrund gestützt sein. Die Vermutungsregelung greift nur in den Fällen einer Befrei-

ung nach Absatz 1. Bei einem längerfristigen Bezug von Sozialleistungen soll so das Erfor-

dernis wiederholter Antragstellungen auf ein Mindestmaß begrenzt werden. Durch die Ver-

mutungsregelung wird das Verfahren zugunsten der Antragssteller vereinfacht und der 

Kosten- und Verwaltungsaufwand beim Beitragsservice reduziert. In den Fällen einer Befrei-

ung nach Absatz 6 Satz 1 aus gesundheitlichen Gründen (z.B. Demenzerkrankung im fort-

geschrittenen Stadium, Wachkoma) besteht demgegenüber kein Bedürfnis für eine Anwen-

dung der Vermutungsregelung, da in diesen Fällen ohnehin zumeist unbefristete Befreiungen 

zu gewähren sind. Die zugrundeliegenden Nachweise sind hier in der Regel unbefristet. Ent-

sprechendes gilt im Falle von Ermäßigungen nach Absatz 2. In dem speziellen Härtefall einer 

geringfügigen Einkommensüberschreitung nach Absatz 6 Satz 2 gibt es hingegen keinen 

Erfahrungssatz dergestalt, dass diese voraussichtlich längerfristig anhalten könnte, denn jede, 

auch geringfügige Einkommensschwankung kann hier jederzeit die Voraussetzungen für die 

Befreiung entfallen lassen.  

 

Der neue Satz 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Satz 4. Die Nachweisform des 

Bescheids wird wie bereits bei Satz 1 durch den Oberbegriff des Nachweises nach Absatz 7 

Satz 2 ersetzt. Darüber hinaus wird die Regelung in ihrem Anwendungsbereich auf den Fall 

der Befreiung begrenzt. Nur diese kann, wenn der Nachweis unbefristet ist, auf drei Jahre 

befristet werden, sofern eine Änderung der dem Tatbestand zugrundeliegenden Umstände 

möglich ist. Bei der Gewährung einer Ermäßigung aus gesundheitlichen Gründen ist es hin-

gegen im Regelfall unwahrscheinlich, dass sich die zugrundeliegenden Umstände nochmals 

ändern. Daher erfolgt hier die Gewährung der Ermäßigung unbefristet. 

 

Nach Absatz 5 Satz 1 endet die Befreiung oder Ermäßigung mit Unwirksamwerden, Rück-

nahme oder Widerruf des Bescheids nach Absatz 7 Satz 2. Für den Fall des neuen Absatzes 4 

Satz 3, in dem das Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen unabhängig von der Vorlage 

eines entsprechenden Bescheids vermutet wird, wie auch für den Härtefall nach Absatz 6 

Satz 2, in dem die Einkünfte des Antragstellers die jeweilige Bedarfsgrenze um weniger als 

die Höhe des Rundfunkbeitrags überschreiten, bedarf es für das Ende der Befreiung einer 

gesonderten Regelung. Der neue Satz 2 knüpft in diesen Fällen an das Vorliegen der mate-

riellen Befreiungsvoraussetzungen an, mit deren Wegfall auch die Befreiung endet. Der neue 

Satz 3 entspricht dem bisherigen Satz 2. 
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Der bisherige Absatz 6 Satz 3 verweist hinsichtlich der Dauer der Befreiung für besondere 

Härtefälle nach Satz 1 und 2 auf Absatz 4. Maßgeblich ist hiernach der Gültigkeitszeitraum 

des Bescheids. Der neue Satz 3 beschränkt die Verweisung auf Satz 1. Im speziellen Härtefall 

der geringfügigen Einkommensüberschreitung nach Satz 2 wird dem Antragsteller regelmäßig 

ein Ablehnungsbescheid erteilt, der keinen Gültigkeitszeitraum hat. Eine Änderung der der 

Befreiung zugrundeliegenden Umstände im Sinne einer Veränderung der Einkommens-

situation, die zum Wegfall der geringfügigen Einkommensüberschreitung führt, ist hier jeder-

zeit denkbar. Im neuen Satz 4 wird der Befreiungszeitraum für diesen speziellen Härtefall 

daher gesondert geregelt. Er beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem der ablehnende 

Bescheid ergangen ist, frühestens jedoch drei Jahre vor dem Ersten des Monats, in dem die 

Befreiung beantragt wird. Die Befreiung wird für die Dauer eines Jahres gewährt. Bei Wegfall 

der Befreiungsvoraussetzungen verkürzt sich der Zeitraum nach Absatz 5 Satz 2. 

 

Die Voraussetzungen für die Befreiung bzw. Ermäßigung können nach dem neuen Absatz 7 

Satz 2 durch einfache Kopie der behördlichen Bestätigung bzw. des Leistungsbescheids nach-

gewiesen werden. Nur auf Verlangen ist das Original oder bei Leistungsbescheiden eine 

beglaubigte Kopie vorzulegen. Durch den grundsätzlichen Verzicht auf die Vorlage von Ori-

ginalen oder amtlicher Beglaubigungen wird das Befreiungs- bzw. Ermäßigungsverfahren 

vereinfacht und damit bürgerfreundlicher ausgestaltet. Der bisherige Satz 2 Halbsatz 2 wird 

Satz 3, der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

 

 
Zu Nummer 3 

 

In § 5 Abs. 3 Satz 1 wird der von den dort benannten privilegierten Einrichtungen zu entrich-

tende Rundfunkbeitrag auf höchstens ein Drittel des Rundfunkbeitrags reduziert. Ziel der 

Reform der Rundfunkfinanzierung war es unter anderem, die bisherige sektorale Verteilung 

des Rundfunkbeitragsaufkommens auf private Haushalte, Privatwirtschaft und öffentliche 

Hand beizubehalten. Im Rahmen der Evaluierung des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages hat 

sich eine leichte Mehrbelastung des Non-Profit-Bereichs innerhalb des nicht privaten 

Bereichs gezeigt, die beispielsweise kommunale und kirchliche Einrichtungen wie Kinder-

gärten, Kindertagesstätten, Schulen und Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen 

trifft. Durch die Absenkung des Höchstbeitrags von einem Rundfunkbeitrag auf einen Drittel-

beitrag für diese Einrichtungen wird die Mehrbelastung abgemildert. 

 

Mit dem für die privilegierten Einrichtungen nach Satz 1 geltenden Höchstsatz des Rund-

funkbeitrags ist bereits bislang die Beitragspflicht für auf die Einrichtung zugelassene Kraft-

fahrzeuge abgegolten. Nicht alle privilegierten Einrichtungen haben allerdings eine eigene 

Rechtspersönlichkeit. Häufig sind die für die Zwecke der Einrichtung genutzten Kfz deshalb 

auf ihren Rechtsträger (z. B. Kommune) zugelassen, der selbst nicht die Voraussetzungen der 

Privilegierung nach Satz 1 erfüllt. Damit der Zweck der Privilegierung nicht unterlaufen wird, 

werden mit Satz 2 in seiner neuen Fassung auch diese Kfz beitragsfrei gestellt, sofern sie aus-

schließlich für Zwecke der privilegierten Einrichtung genutzt werden. 
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Nach Absatz 4 Satz 1 kann der Inhaber im Falle der vorübergehenden Stilllegung seiner 

Betriebsstätte für diesen Zeitraum eine Befreiung vom Rundfunkbeitrag beantragen. Während 

Voraussetzung hierfür nach dem bisherigen Satz 1 eine Stilllegung der Betriebsstätte für eine 

Dauer von mehr als drei zusammenhängenden vollen Kalendermonaten ist, lässt Satz 1 in 

seiner neuen Fassung eine Stilllegung für mindestens drei Kalendermonate ausreichen. 

Betriebsstätten werden häufig für genau drei Monate stillgelegt, sodass die Neuregelung den 

Gegebenheiten in der Praxis besser Rechnung trägt. 

 

 
Zu Nummer 4 

 

In § 6 Abs. 4 wird für Betriebsstätteninhaber ein Wahlrecht zur Berechnung der Veranlagung 

ihrer Betriebsstätte entweder nach der Zahl der Beschäftigten nach Köpfen oder nach sog. 

Vollzeitäquivalenten eingeführt. Durch das Wahlrecht wird die durch die bisherige Zählweise 

nach Köpfen eingetretene höhere Belastung von Unternehmen der Privatwirtschaft und Ein-

richtungen der öffentlichen Hand mit vielen Teilzeitbeschäftigten abgemildert. Indem das 

Wahlrecht optional ausgestaltet wird, lässt sich ein zusätzlicher Verwaltungsmehraufwand 

etwa bei Kleinunternehmen, die bereits in der untersten Staffel veranlagt sind, vermeiden. So 

erfolgt die Berechnung nach dem neuen Satz 2 grundsätzlich ohne Differenzierung zwischen 

Voll- und Teilzeitbeschäftigten, es sei denn, der Betriebsstätteninhaber teilt der zuständigen 

Landesrundfunkanstalt schriftlich mit, eine Berechnung unter Berücksichtigung der vorhan-

denen Teilzeitbeschäftigten zu wünschen. In diesem Fall werden Teilzeitbeschäftigte nach 

dem neuen Satz 3 in Anlehnung an die Regelung in § 23 Abs. 1 Satz 4 des Kündigungs-

schutzgesetzes zu Vollzeitäquivalenten zusammengefasst. Da die Berücksichtigung von Teil-

zeitbeschäftigten häufiger zu Beschäftigtenzahlen mit Nachkommastellen führt, regelt der 

neue Satz 4, dass in diesen Fällen eine Abrundung bezogen auf die Anzahl der im Jahres-

durchschnitt sozialversicherungspflichtig Beschäftigten erfolgt. Hinsichtlich der Beschäf-

tigtenzahlen für die einzelnen Monate sind die Dezimalstellen zu berücksichtigen. Um den 

Verwaltungsaufwand für die Landesrundfunkanstalten, der mit der Einführung des Wahl-

rechts für Betriebsstätteninhaber einhergeht, zu begrenzen, legt der neue Satz 5 fest, dass die 

Mitteilung der gewählten Berechnungsmethode zusammen mit der Mitteilung der Beschäf-

tigtenanzahl nach § 8 Abs. 1 Satz 2 jeweils bis zum 31. März eines Jahres zu erfolgen hat. Die 

Berechnungsmethode kann nach dem neuen Satz 6 nur einmal jährlich innerhalb der Frist und 

mit der Wirkung des § 8 Abs. 1 Satz 2 geändert werden. Eine Kombination der Berech-

nungsmethoden innerhalb des jeweiligen vorangegangen Kalenderjahres nach § 8 Abs. 1 

Satz 2 ist gemäß dem neuen Satz 7 unzulässig. 

 

 
Zu Nummer 5 

 

In § 9 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 wird die bisherige Verweisung auf § 11 Abs. 5 durch die 

Verweisung auf den neuen § 11 Abs. 6 ersetzt. Dieser entspricht im Wesentlichen dem bishe-

rigen § 11 Abs. 5.  
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Zu Nummer 6 

 

§ 10 Abs. 6 Satz 2 betrifft die Konstellation, dass ein Beitragsschuldner nach Erlass eines 

Festsetzungsbescheids in ein anderes Bundesland zieht, das nicht mehr im Bereich der den 

Bescheid erlassenden Landesrundfunkanstalt liegt. Bislang können Ersuchen um Voll-

streckungshilfe in diesem Fall nur von der Landesrundfunkanstalt gestellt werden, die den 

Festsetzungsbescheid erlassen hat. Nach Satz 2 in seiner neuen Fassung kann nun alternativ 

die Landesrundfunkanstalt, in deren Bereich sich die Wohnung, die Betriebsstätte oder der 

Sitz des Beitragsschuldners zum Zeitpunkt des Vollstreckungsverfahrens befindet, das Voll-

streckungsersuchen an die dort zuständige Vollstreckungsbehörde richten. Diese Landesrund-

funkanstalt verfügt regelmäßig über Spezialwissen hinsichtlich des landesspezifischen Voll-

streckungsrechts, das durch die neue Verfahrensoption im Sinne eines Effizienzgewinns nutz-

bar gemacht werden kann. Auch für die Vollstreckungsbehörde wird das Verfahren erleich-

tert, da sie bei der Vollstreckung von Beitragsforderungen nur noch mit einem Ansprech-

partner, nämlich ihrer heimischen Landesrundfunkanstalt, zusammenarbeiten muss. 

 

 
Zu Nummer 7 

 

Im Rahmen der Ermächtigungsgrundlage zur Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personen-

bezogener Daten nach § 11 Abs. 4 Satz 1 wird die formale Vorgabe an die Landesrundfunk-

anstalt, die Erhebung bei öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen im Wege des Ersuchens 

durchzuführen, aus verfahrensvereinfachenden Gründen gestrichen. Der neue Satz 2 definiert 

öffentliche Stellen im Sinne von Satz 1 als solche, die zur Übermittlung der Daten einzelner 

Inhaber von Wohnungen oder Betriebsstätten befugt sind. Dies sind nach dem neuen Satz 3 

insbesondere Meldebehörden, Handelsregister, Gewerberegister und Grundbuchämter. Nicht-

öffentliche Stellen im Sinne von Satz 1 sind nach dem neuen Satz 4 Unternehmen des 

Adresshandels und der Adressverifizierung. Insoweit ist zu beachten, dass die Befugnis zum 

Adressankauf bei nicht-öffentlichen Stellen ebenso wie die Vermieterauskunft nach 

§ 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 nach dem neuen § 14 Abs. 10 aufgrund der nochmaligen Durch-

führung eines vollständigen Meldedatenabgleichs bis zum 31. Dezember 2020 ausgesetzt ist. 

Durch die neuen Sätze 2 bis 4 werden die Befugnisse der Landesrundfunkanstalten bei der 

Erhebung von Daten nach Satz 1 bei öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen auf 

gesetzlicher Ebene konkretisiert; es wird mehr Transparenz geschaffen. Der neue Satz 5 

entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Satz 2 und wird um eine neue Nummer 1 ergänzt. 

Diese normiert den Grundsatz der Direkterhebung der Daten beim Betroffenen. Eine 

Erhebung von Daten nach Satz 1 ist erst zulässig, wenn eine vorherige Datenerhebung 

unmittelbar beim Betroffenen erfolglos war oder nicht möglich ist. Damit wird das 

Datenschutzniveau auf gesetzlicher Ebene angehoben. Die neuen Nummern 2 und 3 ent-

sprechen den bisherigen Nummern 1 und 2. Die neuen Sätze 6 und 7 entsprechen den bis-

herigen Sätzen 3 und 4. Im neuen Satz 8, der im Wesentlichen dem bisherigen Satz 5 

entspricht, wird der Bezug auf die Meldegesetze der Länder durch einen Bezug auf das 

Bundesmeldegesetz ersetzt. Letzteres ist am 1. November 2015 in Kraft getreten. Im neuen 

Satz 9, der im Wesentlichen dem bisherigen Satz 6 entspricht, wird der Begriff der 

Auskunftssperre durch einen Verweis auf § 51 des Bundesmeldegesetzes konkretisiert.  
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Daten Betroffener dürfen hiernach insbesondere dann nicht an die zuständige Landesrund-

funkanstalt übermittelt werden, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der 

betroffenen Person durch die Übermittlung der Daten eine Gefahr für Leben, Gesundheit, 

persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Interessen erwachsen. Durch die Bezug-

nahme auf das Bundesmeldegesetz erhält die Vorschrift einen höheren Bestimmtheitsgrad, 

der mehr Klarheit für die Bürger schafft. 

 

Der neue Absatz 5 ermächtigt die Landesrundfunkanstalt im nicht privaten Bereich Telefon-

nummern und E-Mail-Adressen bei den in Absatz 4 Satz 1 genannten Stellen und aus öffent-

lich zugänglichen Quellen wie beispielsweise dem Telefonbuch oder dem Internet ohne 

Kenntnis des Betroffenen zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen, um Grund und Höhe der 

Beitragspflicht festzustellen. Die Ermächtigungsgrundlage soll den Rundfunkanstalten die 

eng umgrenzte Möglichkeit geben, potentielle Beitragsschuldner zur Feststellung der Bei-

tragspflicht auch telefonisch bzw. elektronisch zu kontaktieren. Diese Möglichkeit wird aus-

drücklich auf den nicht privaten Bereich im Sinne des § 5 beschränkt, wo im Gegensatz zum 

privaten Bereich keine den Meldedaten vergleichbare Daten zur Sachverhaltsaufklärung 

existieren, zugleich jedoch Telefonnummer und E-Mail-Adresse regelmäßig zur Nutzung im 

Geschäftsverkehr öffentlich zur Verfügung gestellt werden. Vor diesem Hintergrund besteht 

im Falle des Absatzes 5 auch ausnahmsweise kein Bedürfnis für einen Vorrang der Direkt-

erhebung der dort benannten Daten beim Betroffenen durch postalisches Schreiben. Denn der 

direkte Telefonanruf oder das direkte Anschreiben per E-Mail haben keinen größeren Ein-

griffscharakter als die schriftliche Kontaktaufnahme. Im nicht privaten Bereich hängen Grund 

und Höhe der Beitragspflicht zudem von mehreren Parametern ab (Anzahl der Betriebsstätten, 

Kraftfahrzeuge, Hotel- und Gästezimmer, Beschäftigten), so dass ein erhöhter Klärungs- und 

Beratungsbedarf besteht. Diesem kann im Rahmen von Telefonaten und durch E-Mail-Ver-

kehr schnell und auf unkomplizierte Weise Rechnung getragen werden. Beide Kommunika-

tionsformen sind überdies deutlich weniger kostenintensiv als der Schriftverkehr. Zu beachten 

ist, dass die Beitragsschuldner nicht verpflichtet werden, Telefonnummer und E-Mail-Adresse 

anzugeben. Es handelt sich dabei nicht um Pflichtdaten im Sinne von § 8 Abs. 4. 

 

Der neue Absatz 6 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen Absatz 5. Die Verweisung in 

Satz 1 wird auf den neuen Absatz 5 erstreckt. Auch in diesem Fall sind die Landesrundfunk-

anstalten an die beim Umgang mit den übermittelten bzw. erhobenen Daten geltenden 

Restriktionen gebunden. 

 

Der neue Absatz 7 gewährt dem Beitragsschuldner einen gesetzlichen Auskunftsanspruch 

gegenüber der zuständigen Landesrundfunkanstalt hinsichtlich der Herkunft seiner dorthin 

übermittelten Daten. So ist dem Beitragsschuldner auf sein datenschutzrechtliches Ersuchen 

hin von der zuständigen Landesrundfunkanstalt die Stelle mitzuteilen, die ihr die jeweiligen 

Daten des Beitragsschuldners übermittelt hat. Durch die Vorschrift wird das Verfahren der 

Datenerhebung für den Beitragsschuldner transparent gemacht und das datenschutzrechtliche 

Niveau im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag angehoben. 
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Zu Nummer 8 

 

Die Anpassung der Verweisung in § 14 Abs. 9 Satz 5 ist rein redaktioneller Art. 

 

Im neuen Absatz 9a wird zur Sicherung der Aktualität des Datenbestandes ein weiterer voll-

ständiger Meldedatenabgleich im Rundfunkbeitragsstaatsvertrag gesetzlich verankert. Ziel der 

Länder ist es im Sinne einer größtmöglichen Beitragsgerechtigkeit und der Vermeidung eines 

Vollzugsdefizits, den durch den vollständigen Meldedatenabgleich nach Absatz 9 erlangten 

Datenbestand seiner Qualität nach zu erhalten. Nach den bisherigen Erfahrungen kommt es 

regelmäßig im zeitlichen Verlauf zu einer Verschlechterung des Datenbestandes und damit zu 

einer Erosion bei den Beitragszahlern, die durch das zur Verfügung stehende Instrumentarium 

zur Datenerhebung nicht aufgefangen werden kann. So wird dem Beitragsservice etwa bei 

Wegzug eines Beitragsschuldners unter Mitnahme des Beitragskontos oder Versterben eines 

Beitragsschuldners eine gegebenenfalls in der Wohnung zurückbleibende Person ohne deren 

Zutun (freiwillige Anmeldung) nicht bekannt. Auch bei einer minderjährigen, allein lebenden 

Person gelangt der Eintritt deren Volljährigkeit dem Beitragsservice nicht ohne weiteres zur 

Kenntnis. Die Rundfunkanstalten gehen hier von einem jährlichen Verlust von rund 

200.000 beitragspflichtigen Wohnungen aus, was sich im Zeitraum bis 2020 zu einem 

Ertragspotenzial der dann nicht mehr im Bestand befindlichen Wohnungen in einer 

Größenordnung von 750 Mio. Euro aufaddieren könnte. Ziel der Länder ist es daher, den 

Rundfunkanstalten ein geeignetes Instrumentarium zur Verfügung zu stellen, um ihren 

Datenbestand zu sichern und strukturelle Erhebungs- und Vollzugsdefizite im Hinblick auf 

das verfassungsrechtliche Gebot der Lastengleichheit zu beseitigen. Die Rechtmäßigkeit des 

durchgeführten Meldedatenabgleichs wurde durch den Bayerischen Verfassungsgerichtshof 

und den Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz sowie durch mehrere Oberverwaltungs-

gerichte bestätigt. Insbesondere hat der Bayerische Verfassungsgerichtshof festgestellt, dass 

es sich beim Meldedatenabgleich um ein geeignetes Mittel handelt, um die vorgenannten 

Zielsetzungen der Länder zu erreichen (Entscheidung vom 15. Mai 2014, Az. Vf. 8-VII-12, 

Vf. 24-VII-12). Vor diesem Hintergrund soll der im Rahmen des 15. Rundfunkänderungs-

staatsvertrages zunächst einmalig geplante vollständige Meldedatenabgleich gemäß Satz 1 

nun fünf Jahre nach dessen erstmaliger Durchführung zum Stichtag 1. Januar 2018 ein 

weiteres Mal stattfinden. Nach Satz 2 beträgt der Zeitraum für die Übermittlung der Daten ein 

Jahr. Der Zeitraum wird gegenüber der vormals getroffenen Regelung nach Absatz 9 Satz 1 

um ein Jahr verkürzt, um eine höhere Aktualität der Daten zu erreichen. Satz 3 erklärt 

Absatz 9 Satz 1 bis 4 und § 11 Abs. 6 Satz 2 und 3 für entsprechend anwendbar. Nach Satz 4 

wird der Abgleich in einem zweiten Schritt evaluiert. Ziel ist es, eine belastbare Daten-

grundlage über die Wirksamkeit des Meldedatenabgleichs zur Erreichung der vorgenannten 

Zwecke zu erhalten, um auf dieser Grundlage eine Entscheidung zu treffen, ob und inwieweit 

die wiederholte Maßnahme zur Erreichung der Zwecke der Beitragsgerechtigkeit 

und -stabilität im Lichte des Datenschutzes ggf. dauerhaft gesetzlich verankert werden soll. 

Die Landesrundfunkanstalten stellen den Ländern gemäß Satz 5 die hierfür erforderlichen 

Informationen zur Verfügung.  
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In Absatz 10 wird die Befugnis der Landesrundfunkanstalten zum Ankauf von Adressen pri-

vater Personen nach § 11 Abs. 4 Satz 1 für einen weiteren Zeitraum bis nunmehr 

31. Dezember 2020 ausgesetzt. Bis zu diesem Zeitpunkt dürfen die Landesrundfunkanstalten 

auch von ihrem Auskunftsrecht nach § 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 („Vermieterauskunft“) keinen 

Gebrauch machen. Durch den weiteren vollständigen Meldedatenabgleich nach Absatz 9a 

erhalten die Landesrundfunkanstalten zum Stichtag 1. Januar 2018 qualitativ hochwertige 

Daten. Im Sinne der geringstmöglichen Eingriffsintensität für die Betroffenen ist es nicht 

erforderlich, den Landesrundfunkanstalten daneben zusätzlich die weiteren Instrumente des 

Adressankaufs und der Vermieterauskunft an die Hand zu geben. Die Aussetzung der Befug-

nisse endet mit Ablauf des 31. Dezember 2020. Es wird davon ausgegangen, dass bis zu 

diesem Zeitpunkt eine abschließende Beurteilung der Geeignetheit und Erforderlichkeit der 

verschiedenen zur Datengewinnung zur Verfügung stehenden Instrumente unter Berücksich-

tigung der Evaluationsergebnisse nach Absatz 9a Satz 4 möglich ist.  

 

 
Zu Nummer 9 

 

In § 15 Satz 3 wird der Zeitpunkt, zu dem die Kündigung des Staatsvertrages erstmals ausge-

sprochen werden kann, auf den 31. Dezember 2020 festgelegt.  

 

 
V. 
Begründung zu Artikel 5 - Änderung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages 
 
Zu Nummer 1 

 

Nummer 1 enthält die aufgrund der nachfolgenden Änderungen notwendig gewordenen 

Anpassungen des Inhaltsverzeichnisses. 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Wie bisher umfasst der Geltungsbereich des Staatsvertrages nach § 2 Abs. 1 Rundfunk und 

Telemedien im Sinne des Rundfunkstaatsvertrages. Die Definition von Rundfunk und Tele-

medien ergibt sich aus der Begriffsbestimmung gemäß § 2 Abs. 1 des Rundfunkstaatsver-

trages, die den in der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste genannten Kriterien Rech-

nung trägt. Da die im bisherigen Absatz 2 vorgenommene negative Abgrenzung zu Tele-

kommunikationsdiensten nach § 3 Nr. 24 des Telekommunikationsgesetzes und zu telekom-

munikationsgestützten Diensten nach § 3 Nr. 25 des Telekommunikationsgesetzes in § 2 Abs. 

1 Satz 3 des Rundfunkstaatsvertrages geregelt ist, ist der bisherige Absatz 2 obsolet geworden 

und wird gestrichen.  
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Zu Nummer 3 

 

§ 3 Abs. 1, der wortgleich mit den Begriffsbestimmungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 

Jugendschutzgesetzes ist, wird gestrichen.  

 

Mit der Änderung des § 3 im Übrigen ist keine materielle Änderung der Begriffsbestim-

mungen für „Angebote“ und „Anbieter“ verbunden. Nummer 1 der Vorschrift knüpft an die 

Begriffsbestimmungen des § 2 des Rundfunkstaatsvertrages an, dessen Absatz 2 Nr. 1 im 

Hinblick auf Rundfunk ebenso dessen Inhalte in Bezug nimmt wie dies hinsichtlich der Tele-

medien bereits in der ursprünglichen Fassung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages der 

Fall war.  

 

 
Zu Nummer 4 

 

Mit der Änderung von § 4 Abs. 1 wird der Katalog der unzulässigen Angebote, die an Straf-

tatbestände anknüpfen, an die aktuelle Fassung des Strafgesetzbuches, zuletzt geändert am 31. 

August 2015 (BGBl. I S. 1474, 1506), angepasst; die Strafbarkeit nach dem Strafgesetzbuch 

bleibt unberührt.  

 

Der neue Satz 1 Nr. 4 1. Alternative betrifft den Tatbestand des Billigens, des Leugnens oder 

des Verharmlosens von Verbrechen des Nationalsozialismus gemäß § 130 Abs. 3 des Straf-

gesetzbuches, der insoweit nicht § 7 Abs. 1, sondern § 6 Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches 

in Bezug nimmt. Die 2. Alternative betrifft den Tatbestand des Billigens, des Verherrlichens 

oder des Rechtfertigens der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft gemäß 

§ 130 Abs. 4 des Strafgesetzbuches.  

 

Satz 1 Nr. 10 verbietet die Verbreitung von pornographischen Inhalten nach § 184d des Straf-

gesetzbuches, der wiederum die Straftatbestände der §§ 184 (Verbreitung pornographischer 

Schriften), 184a (Verbreitung gewalt- und tierpornographischer Schriften), 184b (Verbrei-

tung, Erwerb und Besitz kinderpornographischer Schriften) und 184c (Verbreitung, Erwerb 

und Besitz jugendpornographischer Schriften) des Strafgesetzbuches in Bezug nimmt. Satz 2 

verweist nunmehr auf § 131 Abs. 2 des Strafgesetzbuches, der wortgleich mit § 130 Abs. 3 

der alten Fassung des Gesetzes ist. 

 

 
Zu Nummer 5 

 

§ 5 regelt Anforderungen an die Verbreitung und das Zugänglichmachen von entwicklungs-

beeinträchtigenden Angeboten. Durch die Neufassung ist die jugendmedienschutzrechtliche 

Verpflichtung für Anbieter nicht erweitert worden. Die bisher in § 11 Abs. 1 geregelte 

Option, dass Anbieter von Telemedien diese freiwillig mit einem Alterskennzeichen versehen, 

das von einem geeigneten Jugendschutzprogramm ausgelesen werden kann, wird nun in den 

Zusammenhang mit der Erfüllung der zentralen jugendmedienschutzrechtlichen Verpflich-

tung der Anbieter nach Absatz 1 Satz 1 gestellt.  

 

Satz 2 legt die Altersstufen „ab 6 Jahren“, „ab 12 Jahren“, „ab 16 Jahren“ und „ab 18 Jahren“ 

fest. Diese entsprechen den Altersstufen des Jugendschutzgesetzes. Werden Medieninhalte 

mit Altersstufen gekennzeichnet, soll dies nach einem alle elektronischen Medien umfas-

senden System erfolgen. 
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Absatz 2 regelt die wechselseitige Durchwirkung von Altersfreigaben nach § 14 Abs. 2 des 

Jugendschutzgesetzes und Alterskennzeichnungen, die auf der Grundlage dieses Staatsver-

trages vorgenommen wurden. Die neuen Sätze 3 bis 5 bestimmen, dass Altersbewertungen, 

die durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle vorgenommen und von 

der Kommission für Jugendmedienschutz (KJM) bestätigt worden sind, für inhaltsgleiche 

oder im Wesentlichen inhaltsgleiche Trägermedien von den obersten Landesjugendbehörden 

zu übernehmen sind. Eine erneute Prüfung nach dem Jugendschutzgesetz erfolgt dann regel-

mäßig nicht mehr. Das gilt allerdings nicht für die Fälle, in denen eine Kennzeichnung unter-

bleibt, weil nach Einschätzung der zuständigen obersten Landesjugendbehörde das fragliche 

Träger- oder Telemedium geeignet ist, die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen oder 

ihre Erziehung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 

gefährden. § 14 Abs. 3 und 4 und § 18 des Jugendschutzgesetzes bleiben insoweit unberührt. 

Für das Bestätigungsverfahren der KJM kann ein Einzelprüfer bestellt werden (§ 14 Abs. 6 

Satz 2). 

 

Für die Bestätigung einer durch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 

vorgenommenen Altersbewertung gilt, dass die KJM die Alterskennzeichnung nur dann bean-

standen kann, wenn die Einrichtung bei der Altersbewertung ihren Beurteilungsspielraum 

überschritten hat. Insgesamt soll eine einheitliche Altersbewertung und Kennzeichnung im 

On- und Offline-Bereich bei durch die Aufsicht bestätigten Kennzeichen gewährleistet und 

der Medienkonvergenz Rechnung getragen werden. 

 

Absatz 3 eröffnet dem Anbieter zwei Möglichkeiten, seiner Verpflichtung aus § 5 Abs. 1 Satz 

1 nachzukommen. Gemäß Nummer 1 kann der Anbieter durch entsprechende technische oder 

sonstige Mittel dafür Sorge tragen, dass Kinder und Jugendliche entwicklungsbeeinträch-

tigende und erziehungsbeeinträchtigende Angebote üblicherweise nicht wahrnehmen. Das 

technische Mittel wird dahingehend konkretisiert, dass ein Anbieter von Telemedien auch auf 

die Möglichkeit zugreifen kann, seine Inhalte freiwillig altersgemäß zu kennzeichnen. Seine 

Verpflichtung nach Absatz 1 erfüllt der Anbieter jedoch nur, wenn er ein Alterskennzeichen 

verwendet, das von einem geeigneten Jugendschutzprogramm nach § 11 Abs. 1 und 2 ausge-

lesen werden kann. Diese Kennzeichnung steht als gleichwertige Option neben der Möglich-

keit der Programmierung der Angebote für bestimmte Zeitfenster nach § 5 Abs. 5 Nr. 2, bei 

deren Einsatz ein altersdifferenzierter Zugang zum Angebot ermöglicht wird.  

 

Denkbar sind verschiedene Möglichkeiten der Alterskennzeichnung, die sich lediglich hin-

sichtlich der Rechtssicherheit im Hinblick auf eine künftige Abänderung unterscheiden. 

Zunächst hat der Anbieter die Möglichkeit, sein Angebot selbst zu kennzeichnen. Der 

Anbieter kann sich für die Kennzeichnung auch eines Selbstklassifizierungssystems einer 

anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle bedienen. Eine Anbieterkennzeich-

nung, die eine für das Angebot zu niedrige Altersstufe angibt, kann durch die zuständige Auf-

sicht beanstandet werden und der Anbieter kann zur Richtigstellung verpflichtet werden. Dies 

gilt auch für ein durch ein Selbstklassifizierungssystem unzutreffend ermitteltes Alterskenn-

zeichen. Das Risiko einer Fehleinschätzung trägt der Anbieter nicht, solange er sein Angebot 

fahrlässig mit einer zu niedrigen Altersstufe kennzeichnet (§ 24 Abs. 1 Nr. 4). 
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Umfang und Intensität der Prüfung durch die zuständige Aufsicht unterscheiden sich nicht, 

gleich ob es um die Bestätigung eines anbieterseitigen Kennzeichens oder die Bestätigung der 

anbieterseitigen Kennzeichnung unter Zuhilfenahme eines Selbstklassifizierungssystems han-

delt. Bei Prüfung einer Altersbewertung, die durch eine anerkannte Einrichtung der Frei-

willigen Selbstkontrolle selbst vorgenommen wurde, muss die Aufsichtsbehörde deren Beur-

teilungsspielraum wahren.  

 

Zur Klarstellung wird in Absatz 3 Satz 2 die Bestimmung aufgenommen, dass nicht entwick-

lungsbeeinträchtigende Angebote als „ohne Altersbeschränkung“ gekennzeichnet und ohne 

Einschränkung verbreitet werden können. Diese freiwillige Alterskennzeichnung stimmt 

überein mit der Freigabe von Inhalten auf Trägermedien durch eine oberste Landesbehörde 

oder eine Organisation der Freiwilligen Selbstkontrolle nach § 14 Abs. 2 Nr. 1 des Jugend-

schutzgesetzes und trägt der Medienkonvergenz Rechnung. 

 

Die Änderung des Absatzes 4 Satz 2 und 3 ist ausschließlich redaktionell bedingt. 

 

Absatz 5 enthält eine Sonderregelung für Angebote, die Entwicklungsbeeinträchtigungen nur 

für Kinder erwarten lassen. Nach Streichung des bisherigen § 3 Abs. 1 wird hier klargestellt, 

dass Kinder gemäß § 1 Nr. 1 des Jugendschutzgesetzes Personen unter 14 Jahren sind. Wei-

tere Änderungen sind ausschließlich redaktionell veranlasst. 

 

Absatz 6 enthält eine Ausnahme von den Verbreitungsbeschränkungen des Absatzes 1 für 

Nachrichtensendungen, Sendungen zum politischen Zeitgeschehen im Rundfunk und ver-

gleichbaren Angeboten in Telemedien. Im Rahmen dieses Berichterstattungsprivilegs wurde 

eine Beweislastumkehr zugunsten journalistischer Nachrichtenberichterstattung vorge-

nommen. Entsprechende Angebote sind somit ohne Einschränkung möglich, es sei denn die 

Aufsichtsbehörde legt dar, dass für die nicht jugendgerechte Form der Darstellung oder 

Berichterstattung kein berechtigtes Interesse besteht. 

 

Der neue Absatz 7 trägt dem Umstand Rechnung, dass Druckerzeugnisse aufgrund der fort-

schreitenden Medienkonvergenz zunehmend auch online vertrieben werden. Für den eng 

gefassten Bereich des Vertriebes elektronischer Ausgaben von Druckerzeugnissen sollen die 

Verpflichtungen des Anbieters im Online-Bereich der im Offline-Bereich geltenden Rechts-

lage angeglichen werden. Daher sollen in diesem Bereich Maßnahmen wegen eines Verstoßes 

gegen § 5 Abs. 1 Satz 1 erst dann möglich sein, wenn die zuständige Aufsichtsstelle festge-

stellt hat, dass das Angebot entwicklungsbeeinträchtigend ist.  

 

 
Zu Nummer 6 

 

Die Änderungen in § 6 Abs. 2 sind redaktioneller Natur. Hierdurch werden die Formulie-

rungen im Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vereinheitlicht und an den des Jugendschutz-

gesetzes angepasst. 
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Zu Nummer 7 

 

Bei der Ergänzung von § 7 Abs. 1 handelt es sich um eine Präzisierung der Anforderungen an 

die Erreichbarkeit des Jugendschutzbeauftragten. Das Instrument der Jugendschutzbeauf-

tragten hat sich auch im Zusammenspiel mit den anderen Instanzen des Jugendmedien-

schutzes bewährt. Im Hinblick darauf, dass der Jugendschutzbeauftragte sowohl Ansprech-

partner für den Nutzer ist als auch den Anbieter in Fragen des Jugendschutzes berät, hat dieser 

wesentliche Informationen über den Jugendschutzbeauftragten leicht erkennbar, unmittelbar 

erreichbar und ständig verfügbar zu halten. Diese Informationen müssen insbesondere den 

Namen und Daten enthalten, die eine schnelle elektronische Kontaktaufnahme ermöglichen. 

Hierbei sind die Grundsätze des § 5 des Telemediengesetzes heranzuziehen. Damit soll die 

Position der Jugendschutzbeauftragten weiter gestärkt werden. 

 

 
Zu Nummer 8 

 

Bei der Änderung in § 8 Abs. 1 handelt es um eine redaktionelle Änderung. 

 

Mit der Anfügung des neuen Absatzes 3 erfolgt eine Klarstellung des Verhältnisses von aner-

kannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrollen und KJM bzw. Landesmedien-

anstalten bei Richtlinien zu Sendezeitbeschränkungen und damit eine Stärkung des Systems 

der regulierten Selbstregulierung im Jugendmedienschutz. Bereits nach § 20 Abs. 3 gilt das 

dort geregelte gestufte Verfahren auch für Entscheidungen nach §§ 8 und 9. Der Erlass von 

Richtlinien nach Absatz 1, die zeitliche Beschränkungen für Filme vorsehen, erfolgt im 

Bereich des privaten Rundfunks in erster Linie durch die anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle. Hat eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 

eine entsprechende Richtlinie erlassen, können KJM und Landesmedienanstalten diese nur 

dann mit eigenen Regeln überprägen, wenn die Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 

ihren Beurteilungsspielraum überschritten hat. Haben sowohl KJM bzw. Landesmedien-

anstalten als auch eine anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle Richtlinien 

erlassen, die zeitliche Beschränkungen für Filme vorsehen, so gehen die Richtlinien der aner-

kannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle vor, soweit diese in den rechtlichen 

Grenzen des Beurteilungsspielraums erlassen wurden. Die Möglichkeit von KJM bzw. 

Landesmedienanstalten, im Sinne der regulierten Selbstregulierung für die Richtlinien nach 

§ 8 einen allgemeinen Rahmen zu setzen, bleibt hiervon unberührt.  

 

 
Zu Nummer 9 

 

Nummer 9 enthält zunächst - in Anlehnung an die Neufassung des § 5 - die Neufassung von 

§ 9 Abs. 1, der unter anderem die Möglichkeit der Abweichung von Altersfreigaben nach § 14 

Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes regelt. Auch künftig ist es möglich, dass auf Antrag des 

Intendanten das jeweils zuständige Organ der in der ARD zusammengeschlossenen Rund-

funkanstalten, des Deutschlandradios und des ZDF oder bei einem privaten Rundfunkveran-

stalter die KJM oder eine von dieser hierfür anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbst-

kontrolle jeweils in Richtlinie oder für den Einzelfall von der Vermutung des § 5 Abs. 2 Satz 

1 und 2 abweichen kann.  
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Dies gilt insbesondere dann, wenn die Altersfreigabe nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutz-

gesetzes länger als zehn Jahre zurückliegt. Ferner wird dem Absatz 1 ein neuer Satz 4 ange-

fügt, der die Klarstellung des Verhältnisses von anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle zur KJM bzw. den Landesmedienanstalten im Bereich der Richtlinie zu Sen-

dezeitbeschränkungen auch auf den Bereich der Ausnahmeregelungen zu den Altersfreigaben 

nach § 14 Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes überträgt. Auch hiermit geht eine Stärkung der 

anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle einher. 

 

Die Änderung in Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass ein privater Fernsehveran-

stalter keine bestimmte Technik zur Verschlüsselung oder Vorsperrung, insbesondere keine 

„alleine für diese verwandte Technik“ nutzen muss. Welche Anforderungen an eine geeignete 

Vorsperr- oder Verschlüsselungstechnik zu stellen sind, wird von der Landesmedienanstalt 

per Satzung definiert.  

 

 
Zu Nummer 10 

 

Mit der Neufassung von § 10 Abs. 1 erfolgt eine Klarstellung, die bestehende Unsicherheiten 

im Anwendungsbereich der Norm beseitigen soll. Der neugefasste Absatz 1 macht deutlich, 

dass es bei der jugendschutzrechtlichen Einordnung von Inhalten von Programmankündi-

gungen ausschließlich auf deren Inhalt ankommt. Eine Sendezeitbeschränkung des Pro-

grammes schlägt demnach nicht auf dessen Ankündigung durch. 

 

 
Zu Nummer 11  

 

Durch konkrete Vorgaben in § 11 Abs. 1 wird geregelt, welche Anforderungen an die Geeig-

netheit von Jugendschutzprogrammen gestellt werden. Satz 1 definiert, was Jugendschutzpro-

gramme sind. Sie sind nach Satz 3 dann als geeignet zu beurteilen, wenn sie einen nach 

Altersstufen differenzierten Zugang zu Telemedien ermöglichen und eine dem Stand der 

Technik entsprechende Erkennungsleistung aufweisen. In Anlehnung an die immissions-

schutzrechtliche Verwendung des Begriffs ist darunter der Entwicklungsstand fortschrittlicher 

Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen zu verstehen, der die praktische Eignung der 

Maßnahme im Hinblick auf die angestrebten Ziele insgesamt gesichert erscheinen lässt. 

Bewusst wurde auf weitere konkrete Vorgaben in technischer Hinsicht verzichtet. Vielmehr 

soll durch den Begriff des Stands der Technik klargestellt werden, dass sich Jugendschutz-

programme an den stetig fortschreitenden technischen Entwicklungen messen lassen müssen. 

Der Stand der Technik beinhaltet jedenfalls diejenigen Schutzmaßnahmen, die als solche vom 

Jugendmedienschutz-Staatsvertrag vorgegeben werden. Hiernach muss das Jugendschutzpro-

gramm also technische Alterskennzeichnungen nach Altersstufen sowie auch solche tech-

nische Kennzeichnungen lesen können, die auf Sendezeitbeschränkungen hinweisen („Label-

Z“). 
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Die Rolle der anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle gemäß Absatz 1 

Satz 2 wird gestärkt, indem diese das Verfahren zur Feststellung der Geeignetheit von 

Jugendschutzprogrammen durchführen. Hiermit soll ein neuer Impuls gesetzt werden, damit 

solche Programme zur Marktreife gebracht und möglichst verbreitet eingesetzt werden 

können. Dabei kann nach Absatz 3 die KJM im Benehmen mit den anerkannten Einrich-

tungen der Freiwilligen Selbstkontrolle Kriterien zur Geeignetheit von Jugendschutzpro-

grammen in Richtlinien festlegen. Diese formen inhaltlich insbesondere den einzuhaltenden 

Stand der Technik aus. Die Richtlinienbefugnis ermöglicht zum einen die Gewährleistung 

eines hohen Standards und schafft zum anderen ein flexibles Instrument, um mit den tech-

nischen Entwicklungen Schritt halten zu können. 

 

Nach Absatz 1 Satz 3 und 4 müssen Jugendschutzprogramme losgelöst vom Stand der 

Technik bestimmte Grundvoraussetzungen erfüllen, damit das in diesem Staatsvertrag ange-

legte System eines zukunftsfähigen und effektiven Jugendschutzes, der grundlegend auf 

Kennzeichnungen beruht, die von nutzerautonomen Filterprogrammen ausgelesen werden, 

erfolgreich sein kann. Die hier aufgeführten Voraussetzungen beschränken sich auf inhaltliche 

Anforderungen. Auf weitere allgemeine Anforderungen wie Hardware- und Softwareanforde-

rungen wird im Interesse einer dynamischen Weiterentwicklung unter Berücksichtigung des 

technischen Fortschritts verzichtet. Hier greift die genannte Befugnis der KJM, die Anforde-

rungen an Jugendschutzprogramme zu konkretisieren. 

 

Zur Beurteilung der Geeignetheit können auch geschlossene Systeme nach Absatz 2 vorgelegt 

werden. Dies betrifft beispielsweise Spielekonsolen oder Pay-TV-Plattformen, die über eigens 

für dieses System konfigurierte Jugendschutzlösungen verfügen und damit auch einen geeig-

neten Schutz vor entwicklungsbeeinträchtigenden Inhalten bieten. Das Ziel plattform- und 

geräteübergreifender Lösungen bleibt bestehen. Es soll jedoch vermieden werden, dass funk-

tionierenden Teillösungen eine Geeignetheitsprüfung verwehrt wird. Die KJM kann in ihren 

Richtlinien nach Absatz 3 Vorgaben zu Schnittstellen bei Programmen nach Absatz 2 auf-

stellen. 

 

Gemäß Absatz 4 bedürfen als geeignet beurteilte Jugendschutzprogramme mindestens alle 

drei Jahre einer erneuten Überprüfung durch die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle auf die Einhaltung der maßgeblichen Kriterien. Um der Transparenz und dem 

Interesse der Nutzer Rechnung zu tragen, sollen die Prüfergebnisse unverzüglich veröffent-

licht werden. Die Möglichkeit der Regulierung der Selbstregulierung nach § 19b Abs. 2 greift 

auch bei der erneuten Überprüfung. Dessen ungeachtet ist es Aufgabe der anerkannten Ein-

richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle, die die Geeignetheit festgestellt hat, den Anbieter 

des Programms zu einer kontinuierlichen Weiterentwicklung anzuhalten, diesen Prozess zu 

begleiten und auch mit Maßnahmen unterhalb der Beurteilung als geeignet oder ungeeignet 

darauf einzuwirken, dass das Programm dem jeweiligen Stand der Technik entspricht. 

 

Mit Absatz 6 wird klargestellt, dass Modellversuche auch ohne zeitliche Befristung durchge-

führt werden können. Dabei sollen auch Verfahren vereinbart werden können, wie beispiels-

weise mit Verstößen im Rahmen einer Testphase aufsichtsrechtlich umgegangen wird. 

Gleiches gilt auch für Altersklassifizierungssysteme, die von anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle zur Verfügung gestellt werden.  
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Um nationalen und internationalen zukunftsfähigen Projekten und Systemen die Möglichkeit 

zu geben, auch im deutschen Rechtssystem erprobt und implementiert zu werden, bedarf es 

flexibler Ermächtigungen für die KJM als Aufsicht. Eine positive Begleitung solcher natio-

naler und internationaler Projekte war bislang nicht vorgesehen. Derartige Projekte sind bei-

spielsweise das Altersklassifizierungstool „altersklassifizierung.de“, das anhand eines auszu-

füllenden Fragenkataloges einen Vorschlag samt technisch auslesbarer Alterskennzeichnung 

zur Verfügung stellt oder auch das internationale Projekt IARC (International Age Rating 

Coalition), bei dem anhand eines Fragebogens automatisiert Altersfreigaben nach internatio-

nalen Jugendschutzstandards erstellt werden. 

 

 
Zu Nummer 12 

 

§ 12 Satz 1 bestimmt, dass Anbieter von Telemedien auf ihre Kennzeichnung nach dem 

Jugendschutzgesetz für Angebote, die ganz oder im Wesentlichen inhaltsgleich mit Filmen 

oder Spielen auf Bildträgern nach dem Jugendschutz sind, deutlich hinweisen müssen. 

 

Satz 2 trägt insoweit dem Konvergenzgedanken Rechnung, indem er feststellt, dass für Fas-

sungen von Filmen und Spielen in Telemedien, die wie solche auf Trägermedien vorlagefähig 

sind, auch das Kennzeichnungsverfahren nach dem Jugendschutzgesetz durchgeführt werden 

kann. Insoweit kann der Anbieter eines Online-Angebots entscheiden, ob er dieses bei einer 

Organisation der Freiwilligen Selbstkontrolle nach dem Jugendschutzgesetz oder bei einer 

anerkannten Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle nach dem Jugendmedienschutz-

Staatsvertrag vorlegt. 

 

 
Zu Nummer 13 

 

Nach § 5 Abs. 2 Satz 3 bestätigt die KJM auf Antrag die Altersbewertungen, die durch eine 

anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle vorgenommen wurden. Mit dem im 

§ 14 neu eingefügten Absatz 6 ist die Entscheidung über die Bestätigung dieser Altersbewer-

tungen innerhalb von 14 Tagen zu treffen und unverzüglich danach dem Antragssteller mit-

zuteilen. Die Frist von 14 Tagen beginnt mit dem Eingang des Antrags bei der KJM. Ebenso 

wie die in dem neuen Satz 1 getroffene Regelung hat auch die Vorschrift des Satzes 2, nach 

der für das Bestätigungsverfahren ein Einzelprüfer bestellt werden kann, das Ziel, das Ver-

fahren zu beschleunigen. Als redaktionelle Folgeänderungen werden die bisherigen Absätze 6 

und 7 zu den neuen Absätzen 7 und 8. 

 

 
Zu Nummer 14 

 

Mit der Ergänzung des § 15 Abs. 2 Satz 2, nach der zu Satzungen und Richtlinien zur Durch-

führung dieses Staatsvertrages auch das Benehmen mit den Einrichtungen der nach § 19 aner-

kannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle herzustellen ist, wird deren Rolle als 

Beteiligte am System der regulierten Selbstregulierung Rechnung getragen. Das Verfahren 

der Benehmensherstellung ist geeignet, die Erfahrungen der anerkannten Einrichtungen der 

Freiwilligen Selbstkontrolle in die Satzungs- und Richtlinienvorhaben einzubeziehen und den 

einheitlichen Vollzug der so getroffenen Regelungen zu gewährleisten. 
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Zu Nummer 15 

 

Der Katalog der Zuständigkeiten der KJM wird an die neu gefassten §§ 5 Abs. 2, 11 und 19b 

angepasst.  

 

 
Zu Nummer 16 

 

Bisher regelte § 17 Abs. 1 Satz 1, dass die KJM „auf Antrag einer Landesmedienanstalt oder 

einer obersten Landesjugendbehörde“ ein Prüfverfahren einzuleiten hat. Da das Tätigwerden 

der KJM keinen Antrag voraussetzt, wurde der zweite Halbsatz neu gefasst. Die KJM muss 

demnach tätig werden, wenn eine Landesmedienanstalt oder eine oberste Landesjugend-

behörde die KJM auf zu prüfendes Material hinweist. Die Ergänzung der obersten Landes-

jugendbehörden in § 17 Abs. 2 dient dazu, die Abstimmung zwischen den Jugendschutz-

systemen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages und des Jugendschutzgesetzes zu ver-

bessern und damit der Medienkonvergenz Rechnung zu tragen. 

 

Es wird damit verdeutlicht, dass die KJM auch mit den obersten Landesjugendbehörden 

zusammenarbeiten und einen regelmäßigen Informationsaustausch pflegen soll. Dies gilt 

unabhängig davon, dass die für den Jugendschutz zuständigen obersten Landesbehörden 

gemäß § 14 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 Sachverständige in die KJM entsenden. 

 

Die Streichung in § 17 Abs. 3 erfolgte, da sich die erstmalige Berichterstattung an die 

Gremien, die zwei Jahre nach der Konstituierung der KJM vorgesehen war, erledigt hat. 

 

 
Zu Nummer 17 

 

Durch die in § 18 Abs. 1 Satz 2 vorgenommene Streichung der Angabe „bis zum 

31. Dezember 2012“ wird die durch die obersten Landesjugendbehörden eingerichtete 

gemeinsame Stelle Jugendschutz aller Länder „jugendschutz.net“ auf eine dauerhafte Finan-

zierungsgrundlage gestellt. 

 

Die Neufassung des § 18 Abs. 4 dient der Privilegierung von Mitgliedern einer anerkannten 

Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle. Während „jugendschutz.net“ den Anbieter auf 

Verstöße gegen Bestimmungen dieses Staatsvertrages hinweist und grundsätzlich die KJM 

informiert, muss bei Verstößen von Mitgliedern einer anerkannten Einrichtung der Frei-

willigen Selbstkontrolle zunächst diese Einrichtung informiert werden. Wird diese jedoch 

nicht innerhalb einer Woche tätig, informiert „jugendschutz.net“ die KJM. 
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Zu Nummer 18 

 

Die Streichung des bisherigen § 19 Abs. 2 erfolgt, da die dort bisher enthaltene Regelung in 

§ 19a Abs. 1 Satz 1 aufgenommen wurde. § 19 befasst sich nun ausschließlich mit der Aner-

kennung der Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle. 

 

Im Hinblick auf die Erweiterung der Handlungsmöglichkeiten der KJM gegenüber den aner-

kannten Einrichtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle im neuen Absatz 4 und in § 19b ist die 

nach den bisherigen Sätzen 5 und 6 des bisherigen Absatzes 4 - jetzt Absatz 3 - vorgesehene 

Befristung und Verlängerung der Anerkennung entbehrlich und wird daher gestrichen.  

 

Die KJM hat weiterhin die Möglichkeit, die Anerkennung zu widerrufen, wenn Vorausset-

zungen für die Anerkennung nachträglich entfallen sind oder die Spruchpraxis der Einrich-

tung nicht mit den Bestimmungen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages übereinstimmt. 

Klarstellend wurde im neuen Absatz 4 aufgenommen, dass der KJM als mildere Mittel auch 

ein teilweiser Widerruf oder Nebenbestimmungen zur Verfügung stehen. In § 19b wurden 

weitere Aufsichtsmaßnahmen der KJM gegenüber den Selbstkontrolleinrichtungen ergänzt. 

Damit verfügt die KJM über ein abgestuftes Aufsichtsinstrumentarium im Rahmen der regu-

lierten Selbstregulierung.  

 

 
Zu Nummer 19 

 

Die bisher in § 19 Abs. 2 geregelte Zuständigkeit der anerkannten Einrichtungen der Frei-

willigen Selbstkontrolleinrichtungen wird im § 19a Abs. 1 aufgenommen. Die Einfügung des 

neuen Absatzes 2 ergibt sich aus den Änderungen in § 11 Abs. 1 und 2. Bei der Beurteilung 

der Eignung erstreckt sich die Zuständigkeit der Selbstkontrolleinrichtungen zukünftig auch 

auf Jugendschutzprogramme und andere technische Mittel. Absatz 2 Satz 2 sieht dabei vor, 

dass der Antragsteller ein Wahlrecht hat, bei welcher Einrichtung er sein Programm zur Fest-

stellung der Eignung einreichen möchte. Das Ergebnis der Prüfung nebst Begründung teilt die 

Selbstkontrolleinrichtung der KJM schriftlich mit. Der umgekehrte Fall, dass eine Selbstkon-

trolleinrichtung ein Programm für ungeeignet hält und dabei ihren Beurteilungsspielraum 

überschreitet, wird von § 19 Abs. 4 erfasst. 

 

Der neue § 19b regelt die Aufsicht über die anerkannten Einrichtungen der Freiwilligen 

Selbstkontrolle, während § 20 nur Maßnahmen gegenüber dem Anbieter regelt. Absatz 1 

eröffnet der KJM die Möglichkeit, Entscheidungen einer Selbstkontrolleinrichtung zu bean-

standen oder aufzuheben, wenn die anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle 

die Grenzen ihres Beurteilungsspielraums überschritten hat. Eine Entschädigung für Ver-

mögensnachteile ist nach Absatz 1 Satz 3 nicht vorgesehen. Die Schutzschildwirkung des 

§ 20 Abs. 3 und 5 wirkt somit nur soweit der Beurteilungsspielraum reicht. Dementsprechend 

kann die KJM nach dem Konzept regulierter Selbstregulierung nur dann einschreiten, wenn 

die anerkannte Einrichtung der Freiwilligen Selbstkontrolle den ihr zustehenden Beurtei-

lungsspielraum überschritten hat. Absatz 2 sieht bei beurteilungsfehlerhafter Bestätigung der 

Eignung vor, dass die KJM diese Beurteilung innerhalb von drei Monaten nach der Entschei-

dung für unwirksam erklären oder gegenüber dem Anbieter Auflagen erteilen kann.  
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Bleibt sie innerhalb dieser Frist untätig, gilt die Eignungsentscheidung der anerkannten Ein-

richtungen der Freiwilligen Selbstkontrolle als bestätigt. Gleiches gilt für die mindestens alle 

drei Jahre vorgenommene Überprüfung der Eignungsvoraussetzungen nach § 11 Abs. 4 Satz 

1. Eine Entschädigung für Vermögensnachteile ist hier ebenfalls nicht vorgesehen. Die Frist 

soll nach Ablauf von drei Monaten Rechtssicherheit für den Anbieter gewährleisten. 

Zuständig ist nach Absatz 3 die Landesmedienanstalt, in der die Selbstkontrolleinrichtung 

ihren Sitz hat. Die im Vergleich zu § 20 Abs. 6 anders gewählte Zuständigkeitsregelung ergibt 

sich daraus, dass es hier um ein (vermeintlich) unzureichendes bzw. nicht erfolgtes Tätig-

werden einer Selbstkontrolleinrichtung geht. Das hätte bei einer § 20 Abs. 6 entsprechenden 

Regelung bei einem ausländischen Anbieter dazu geführt, dass alle Landesmedienanstalten 

gleichermaßen zuständig wären. Der Anknüpfungspunkt der örtlichen Zuständigkeit sollte 

aber hier sowohl für in- als auch ausländische Anbieter gleich sein. 

 

 
Zu Nummer 20 

 

Nach dem neu gefassten § 20 Abs. 3 Satz 1 spielt es für die privilegierende Wirkung keine 

Rolle, wer die Sendung vor ihrer Ausstrahlung einer anerkannten Selbstkontrolleinrichtung 

vorgelegt hat. Die weiteren Änderungen in § 20 Abs. 3 Satz 1 dienen der Straffung der Vor-

schrift bzw. sind im Übrigen redaktionell bedingt. Durch § 20 Abs. 3 Satz 2 soll auch den 

Selbstkontrolleinrichtungen die Entscheidung nebst Begründung der KJM übermittelt werden, 

wenn diese eine beurteilungsfehlerhafte Entscheidung oder Unterlassung einer Entscheidung 

festgestellt hat. Durch die Übermittlung der Ergebnisse werden die anerkannten Einrich-

tungen der Freiwilligen Selbstkontrollen weiter gestärkt. In dem neuen Satz 4 von Absatz 3 

wird klargestellt, dass der Beurteilungsspielraum der Selbstkontrolleinrichtungen bei unzu-

lässigen Angeboten auch weiterhin nicht greift, sodass bei Verstößen gegen § 4 Abs. 1 

weiterhin alleine die KJM zuständig bleibt. Die Einfügung des neuen Satz 2 in Absatz 5, 

durch den geregelt wird, dass Widerspruch und Anfechtungsklage des Anbieters von Tele-

medien keine aufschiebende Wirkung haben, schafft eine Verfahrensbeschleunigung bei 

schweren, noch andauernden Verstößen. Durch die Einfügung des neuen Absatz 7 sollen 

Anbieter bei etwaigen Verstößen gegen diesen Staatsvertrag stets auch auf die Möglichkeit 

einer Mitgliedschaft in einer anerkannten Selbstkontrolleinrichtung und den damit verbun-

denen privilegierenden Rechtsfolgen aufmerksam gemacht werden. 

 

 
Zu Nummer 21 

 

In § 24 werden redaktionelle Änderungen und Anpassungen an § 4 Abs. 1 Satz 1 und das 

geltende Strafgesetzbuch vorgenommen. 

 

Die neue Nummer 4 privilegiert die Anbieter, die ihr Angebot freiwillig mit einer Alterskenn-

zeichnung nach der neuen 2. Alternative in § 5 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 versehen. Voraussetzung 

für diese Privilegierung ist, dass der Anbieter sein Angebot mit einer Alterskennzeichnung 

versieht, die von einem geeigneten Jugendschutzprogrammen nach § 11 Abs. 1 und 2 ausge-

lesen werden kann und, dass er sein Angebot nicht vorsätzlich mit einer zu niedrigen Alters-

stufe kennzeichnet. Mit der Privilegierung soll für die Anbieter ein Anreiz geschaffen werden, 

ihre Angebote freiwillig zu kennzeichnen. Die Änderung in Absatz 2 bezieht sich auf den 

geänderten § 19. 
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Zu Nummer 22 

 

§ 25 enthält die Übergangsbestimmung für eine weitergehende Anerkennung von Jugend-

schutzprogrammen nach dem bisher geltenden Jugendmedienschutz-Staatsvertrag. Hiernach 

behalten die von der KJM anerkannten Jugendschutzprogramme ihre Anerkennung mitsamt 

den damit einhergehenden Rechten und Pflichten bis zum Ablauf des 30. September 2018. 

 

 
Zu Nummer 23 

 

In § 26 werden die Sätze 3 und 4 gestrichen, da die dort vorgesehenen Kündigungsfristen 

bereits in der Vergangenheit liegen. Dementsprechend werden die bisherigen Sätze 5 und 6 zu 

den neuen Sätzen 3 und 4. 

Der Absatz 2 wird gestrichen, da der Verweis auf den bisherigen § 25 ins Leere geht. Im 

Übrigen ist der Verweis auf Kündigungsvorschriften in anderen Staatsverträgen obsolet. 

 

 
Zu Nummer 24 

 

Der Wortlaut des § 27 wird an die zwischenzeitlich fortgeschriebenen europäischen Rechts-

vorschriften angepasst. 

 

 
Zu Nummer 25 

 

Die bisher in § 28 enthaltenen Bestimmungen zum Inkrafttreten und zur Neubekanntmachung 

des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages sind obsolet geworden und werden daher gestrichen. 

 

 
VI. 
Begründung zu Artikel 6 - Übergangsbestimmung, Kündigung, Inkrafttreten, Neubekannt-
machung 

 

In Absatz 1 wird klargestellt, dass die in den vorstehenden Artikeln 1 und 5 geänderten 

Staatsverträge nach den dort jeweils geltenden Kündigungsbestimmungen gekündigt werden 

können. 

 

Absatz 2 Satz 1 bestimmt das Inkrafttreten des 19. Rundfunkänderungsstaatsvertrages mit 

Ausnahme von Artikel 4 zum 1. Oktober 2016. Satz 2 bestimmt das Inkrafttreten des Artikels 

4 zum 1. Januar 2017. Satz 3 ordnet an, dass der 19. Rundfunkänderungsstaatsvertrag gegen-

standslos wird, wenn bis zum 30. September 2016 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der 

Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt sind. Rundfunk-

staatsvertrag, ZDF-Staatsvertrag, Deutschlandradio-Staatsvertrag, Rundfunkbeitragsstaats-

vertrag und Jugendmedienschutz-Staatsvertrag behalten dann in den bisherigen Fassungen 

ihre Gültigkeit. 
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Absatz 3 bestimmt, dass die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden den Ländern durch die 

Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz mitgeteilt wird. 

 

Absatz 4 gewährt den Staatsvertragsländern die Möglichkeit, die durch den 

19. Rundfunkänderungsstaatsvertrag geänderten Staatsverträge nach Artikeln 1 bis 5 in den 

nunmehr gültigen Fassungen bekannt zu machen. Eine Verpflichtung zur Neubekannt-

machung besteht nicht. 

 

 


